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Grundsätze der Evangelischen Kirche von Westfalen für die Bewilligung 
von Studienförderung 

Studienförderung kann unter Beachtung dieser 
Grundsätze aus dem landeskirchlichen Stipendien­
fonds nach Maßgabe der vorhandenen Mittel bewil­
ligt werden. Ein Rechtsanspruch auf landeskirchli­
che Studienförderung besteht nicht. 

1. Antragsberechtigter Personenkreis 
Mitglieder der Ev. Kirche von Westfalen: 

1.1 Theologiestudentinnen und -studenten, die in 
die Liste der westfälischen Theologiestuden­
ten aufgenommen worden sind, 

1.2 Studentinnen und Studenten für das Lehramt 
mit dem Fach „Ev. Theologie", 

1.3 Studierende bzw. Schüler/innen eines Ausbil­
dungsganges nach § 3 Abs. 3, § 5 Abs. 1 und 3 
der Ordnung für die Ausbildung und den 
Dienst der Mitarbeiter in Verkündigung, Seel­
sorge und Bildungsarbeit (VSBMO) in der je­
weils geltenden Fassung sowie Studierende 
des Zusatzstudienganges Religions- und Ge­
meindepädagogik an der Ev. Fachhochschule 
Rheinland-Westfalen-Lippe. 

2. Voraussetzungen 
2.1 Studienförderung kann bei nachgewiesener 

Bedürftigkeit in der Regel bis zu einem ersten 
berufsqualifizierenden Studienabschluß ge­
währt werden. 

2.2 Jeder Bewerber hat vor Antragstellung alle 
bestehenden gesetzlichen Ansprüche geltend 
zu machen. Es ist vor allem sicherzustellen, 
daß z.B. Leistungen nach dem Bundesausbil­
dungsförderungsgesetz (BAföG), dem Arbeits­
förderungsgesetz (AFG), dem Bundesversor­
gungsgesetz (BVG), dem Lastenausgleichsge­
setz (LAG), dem Wohngeldgesetz (WoGG) und 
dem Bundessozialhilfegesetz (BSHG) sowie 
Leistungen des Deutschen Akademischen 
Austauschdienstes (DAAD) und der Carl-Duis­
berg-Gesellschaft u. a. in Anspruch genommen 
werden. 

2.3 Zuwendungen anderer kirchlicher Stellen 
können auf die landeskirchliche Studienförde­
rung angerechnet werden. 

2.4 Antragsteller gelten als bedürftig, wenn sie die 
erforderlichen Studienkosten weder allein, 
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d. h. aus eigenen Mitteln oder Vermögen, noch 
mit Hilfe der Unterhaltsverpflichteten oder aus 
Mitteln Dritter aufbringen können. 

2.5 Die Gewährung öffentlicher oder privater Stu­
dienförderung schließt in der Regel die Bewil­
ligung einer landeskirchlichen Studienförde­
rung aus. Wenn Leistungen nach dem Bundes­
ausbildungsförderungsgesetz (BAföG) oder 
vergleichbaren Vorschriften gezahlt werden 
oder aufgrund mangelnder Bedürftigkeit nicht 
gezahlt werden, kann eine Bewilligung einer 
landeskirchlichen Studienförderung nur in 
Ausnahmefällen (z. B. zur Überbrückung einer 
aktuellen Notsituation) erfolgen. 

3. Förderungsart 
Eine landeskirchliche Studienförderung wird 
in der Regel als Beihilfe bewilligt. Sie kann 
auch darlehnsweise gewährt werden. 

4. Antragsverfahren 
4.1 Für Anträge auf Studienförderung sind die 

beim Landeskirchenamt erhältlichen Vordruk­
ke zu verwenden. 

4.2 Dem Antragsformular sind alle erforderlichen 
Unterlagen, z.B. Einkommens- und Vermö­
gensnachweise, Bewilligungs- oder Ableh­
nungsbescheide über Leistungen nach Nr. 2 
dieser Richtlinien (in Form beglaubigter Ab­
schriften oder beglaubigter Fotokopien) beizu­
fügen. Außerdem ist eine Immatrikulationsbe­
scheinigung für das laufende Semester einzu­
reichen. 

4.3 Der Antrag mit allen erforderlichen Unterla­
gen muß spätestens bis zum 15. Mai oder bis 
zum 15. November eines jeden Jahres beim 
Landeskirchenamt eingereicht werden. 

4.4 Der Antragsteller ist verpflichtet, Änderungen 
in den persönlichen und wirtschaftlichen Ver­
hältnissen, die nach der Antragstellung oder 
der Bewilligung eintreten, unverzüglich dem 
Landeskirchenamt schriftlich mitzuteilen. 

5. Bewilligungsverfahren 
5.1 Die Studienförderung wird entweder für ein 

Semester oder für ein Jahr bewilligt. Sie kann 
in angemessenen Teilbeträgen gezahlt werden. 
Die Auszahlung erfolgt auf ein vom Antragstel­
ler anzugebendes Konto. 

5.2 Über die Bewilligung der Studienförderung 
und ihre Höhe entscheidet ein Stipendienaus­
schuß, den das Landeskirchenamt auf die Dau­
er von vier Jahren beruft. Ihm sollen ange­
hören: 
1. drei Mitglieder des Landeskirchenamtes 
2. ein Mitarbeiter eines Amtes für Ausbil­

dungsförderung 
3. ein ordentlicher Professor eines Fachberei­

ches „Ev. Theologie und ihre Didaktik" an 
einer Universität oder Universität-Gesamt­
hochschule im Bereich der Ev. Kirche von 
Westfalen 

4. ein ordentlicher Professor der Kirchlichen 
Hochschule Bethel 

5. ein vom Vorstand der westfälischen Theolo­
giestudentenschaft benanntes Mitglied 

6. ein landeskirchlicher Studentenpfarrer 
7. ein Vertreter der in der Anlage 1 zur 

VSBMO unter Nr. 1 oder 2 genannten Aus­
bildungsstätten. 

Für jedes Mitglied kann ein Stellvertreter beru­
fen werden. Ersatzberufungen für die Mitglie­
der zu Nr. 3 bis Nr. 8 und ihre Vertreter kann 
der Stipendienausschuß jeweils für die restli­
che Dauer der Zeit vornehmen, für die der 
Stipendienausschuß berufen ist. 

6. Förderung eines Studiums im Ausland* 
6.1 Für ein Studium oder den Besuch einer ent­

sprechenden Bildungseinrichtung im Ausland 
kann bei Vorliegen der Voraussetzungen nach 
Nm. 2.1 bis 2.4 landeskirchliche Studienförde­
rung bis zur Höhe der tatsächlichen Aufwen­
dungen für in der Bundesrepublik Deutsch­
land nicht übliche Studiengebühren gewährt 
werden. Darüber hinaus können bis zu 50 % 
der Kosten für Hin- und Rückfahrt zum Stu­
dienort übernommen werden. 

6.2 Dem Antrag nach Nr. 4 dieser Grundsätze 
sollen mindestens zwei Gutachten von Hoch­
schullehrern beigefügt werden. 

6.3 Der Antragsteller hat in der Regel dem Stipen­
dienausschuß in einem persönlichen Vorstel­
lungsgespräch darzulegen, warum das Aus­
landsstudium angestrebt wird. 

6.4 Jeder Antragsteller kann Studienförderung für 
ein Auslandsstudium für höchstens ein Stu­
dienjahr erhalten. 

7. Besondere Regelungen 
7.1 Wenn vor Aufnahme des Studiums ein Ferien­

sprachkurs besucht wird, kann auf formlosen 
Antrag hin eine Studienbeihilfe bewilligt wer­
den. Dem Antrag ist eine Teilnahmebestäti­
gung beizufügen und kurz die finanzielle Si­
tuation darzulegen. 

7 .2 Für den Besuch von Feriensprachkursen nach 
Aufnahme des Studiums kann diese Regelung 
nur angewendet werden, wenn der Antragstel­
ler alle für das entsprechende Studium erfor­
derlichen Sprachen (Latein, Hebräisch, Grie­
chisch) nachholen muß. 

7.3 Für Studienfahrten, Exkursionen, sonstige 
Veranstaltungen (z. B. von Hochschullehrern 
begleitete Praxisprojekte u. ä.) werden Zuwen­
dungen nicht bewilligt. 

8. Einzelentscheidungen durch das Landes­
kirchenamt 
Anträge auf Studienförderung, denen nach 
den vorstehenden Grundsätzen nicht entspro­
chen werden könnte, können vom Stipendien­
ausschuß dem Landeskirchenamt mit einem 
entsprechenden Votum zur Beratung und Be-

* Die Möglichkeit.der .Förderung. eines Studiums im.Allsland, an .dem ein 
landeskirchliches Interesse besteht, aus der Sonderkasse ,,Mission und 
Ökumene" bleibt unberührt. 
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schlußfassung vorgelegt werden. Dieses kann 
von den vorstehenden Grundsätzen abwei­
chende Entscheidungen treffen. 

9. Inkrafttreten 
Diese Grundsätze treten am 1. März 1988 in 
Kraft. Gleichzeitig treten die „Vorläufigen 
Richtlinien der Ev. Kirche von Westfalen zur 
Studienförderung" vom 25. 9. 1979, geändert 

durch Beschluß des Landeskirchenamtes vom 
6. 1. 1981, außer Kraft. 

Bielefeld, den 9. Februar 1988 

Evangelische Kirche von Westfalen 
Das Landeskirchenamt 

In Vertretung 
Dr. Martens 

Az.: 5055/II/B 12- 01/1 

Grundsätze der Evangelischen Kirche von Westfalen für Zuschüsse 
aus dem VSBMO-Praktikantenfonds 

1. Allgemeines 
1.1 Aus dem von der Evangelischen Kirche von 

Westfalen ab 1. Januar 1987 für zunächst fünf 
Jahre eingerichteten Fonds zur Mitfinanzie­
rung der Personalkosten für zusätzlich ange­
stellte Berufspraktikanten mit dem Ziel einer 
Anstellung als Mitarbeiter nach der Ordnung 
für die Ausbildung und den Dienst der Mitar­
beiter in Verkündigung, Seelsorge und Bil­
dungsarbeit - VSBMO-Praktikantenfonds -
werden Kirchengemeinden, Kirchenkreise 
und Verbände als Anstellungsträger der Be­
rufspraktikanten bei der Durchführung des 
Praktikums nach Maßgabe dieser Grundsätze 
unterstützt. Dies gilt entsprechend für die Äm­
ter und Einrichtungen der Landeskirche für 
von ihr zusätzlich angestellte Berufspraktikan­
ten sowie für freie Rechtsträger, wenn im übri­
gen die VSBMO analog anwendbar ist. 

1.2 Die Unterstützung besteht in einem Zuschuß 
zu den Personalkosten, die für eine begrenzte 
Zahl zusätzlich angestellter Berufspraktikan­
ten entstehen. 

2. Berufspraktikanten 
2.1 Der Zuschuß nach Nr. 1.2 wird für folgende 

Berufspraktikanten gewährt: 
2.1.1 Berufspraktikanten, die ihr Berufspraktikum 

nach Abschluß der theoretischen Ausbildung 
gemäß § 3 Abs. 3 VSBMO ableisten, 

2.1.2 Berufspraktikanten, die ihr Berufspraktikum 
nach Abschluß der theoretischen Ausbildung 
zu einem staatlich anerkannten Sozialberuf im 
Rahmen einer Ausbildung gemäß § 5 Abs. 1, 
Abs. 3 oder Abs. 4 Buchst. c VSBMO ableisten, 

2.1.3 Berufspraktikanten, die ihr Berufspraktikum 
nach Abschluß der theoretischen Ausbildung 
zum Sozialarbeiter/Sozialpädagogen mit Ab­
schluß im Fach „Kirche und Diakonie" an der 
Evangelischen Fachhochschule Rheinland­
Westfalen-Lippe ableisten. 

2.2 Die Berufspraktikanten müssen Mitglied einer 
Gliedkirche der EKD sein und entweder 
- bis zur Aufnahme ihrer Ausbildung der 

Evangelischen Kirche von Westfalen ange­
hört haben oder 

- eine Ausbildungsstätte besucht haben, die 
regelmäßig aus der Haushaltsstelle „Einrich­
tung zur Aus- und Fortbildung für Diakonie 

und Gemeindedienst" (AH 2180.00.7490) ge­
fördert wird.* 

3. Berufspraktikum 
3.1 Das Berufspraktikum richtet sich inhaltlich 

nach den Bestimmungen zur Durchführung 
des Berufspraktikums für den jeweiligen Be­
ruf(§ 13 VSBMO). 

3.2 Das Berufspraktikum richtet sich dienstrecht­
lich nach den für die jeweiligen Berufsprakti­
kanten geltenden arbeitsrechtlichen Bestim­
mungen (§ 13 Abs. 1 VSBMO; Arbeitsrechtsre­
gelungen über die Arbeitsbedingungen, die 
Zuwendungen und vermögenswirksamen Lei­
stungen der Praktikanten für Berufe des So­
zial- und Erziehungsdienstes). 

3.3 Für das Berufspraktikum wird vom Anstel­
lungsträger im Einvernehmen mit dem Mentor 
und nach Anhörung des Praktikanten ein Aus­
bildungsplan aufgestellt. 

4. Praktikantenstelle, Mentor 
4.1 Die Praktikantenstelle muß für die Durchfüh­

rung des Berufspraktikums geeignet und zu­
sätzlich zu den beim Anstellungsträger beste­
henden Stellen nach § 2 VSBMO eingerichtet 
sein. 
Die Finanzierung der Kosten der Praktikan­
tenstelle muß unter Berücksichtigung von Zu­
schüssen Dritter und der Unterstützung aus 
dem VSBMO-Praktikantenfonds sichergestellt 
sein. 

4.2 Zur fachlichen Begleitung der in der Prakti­
kantenstelle beschäftigten Berufspraktikanten 
muß ein Mentor bestellt sein. Er soll Gemein­
depädagoge (§ 3 Abs. 5, § 20 Abs. 1 VSBMO) 
sein und eine mindestens vierjährige Berufser­
fahrung als Mitarbeiter nach der VSBMO 
haben. 
Ein Mentor kann für mehrere Praktikanten­
stellen bestellt werden. 

5. Gewährung des Zuschusses 
5.1 Der Zuschuß nach Nr. 1.2 wird auf Antrag 

gewährt. Die Anträge sind so rechtzeitig beim 
Landeskirchenamt einzureichen, daß vor Ab-

• Dies sind z. Z. die in der Anlage 1 zur VSBMO unter Nr. 1 Buchst. b, d, m 
und n sowie Nr. 2 Buchst. b und e genannten Ausbildungsstätten. 
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schluß der Praktikantenverträge über sie ent­
schieden werden kann. Das Landeskirchenamt 
entscheidet endgültig, welchen Anträgen ent­
sprochen wird. 

5.2 Den Anträgen sind beizufügen 
- eine Erklärung, daß es sich um eine zusätz­

liche Praktikantenstelle handelt (Nr. 4.1 
Satz 1), 

- eine Aufstellung über die Finanzierung der 
Kosten (Nr. 4.1 Satz 2), 

- die Benennung des für die Stelle bestellten 
Mentors (Nr. 4.2), 

- eine Bescheinigung über die Ausbildung des 
Bewerbers (Nr. 2.1), 

- eine Bescheinigung über die Zugehörigkeit 
zur Evangelischen Kirche (Nr. 2.2). 

5.3 Der Zuschuß beträgt zwei Drittel der Brutto­
Personalkosten, die für den einzelnen Berufs-

Kirchliches Arbeitsrecht 

Landeskirchenamt 
Az.: 5935/88/A 7-02 

Bielefeld, den. 7. 3. 1988 

Die Rheinisch-Westfälisch-Lippische Arbeits­
rechtliche Kommission hat aufgrund von § 2 
Absatz 2 des Arbeitsrechts-Regelungsgesetzes 
(ARRG) die nachstehenden Arbeitsrechtsregelun­
gen beschlossen, die hiermit gemäß § 12 Absatz 1 
ARRG bekanntgemacht werden. Die Arbeits­
rechtsregelungen sind gemäß § 3 Absatz 1 ARRG 
verbindlich. 

I. 
Änderung des Dienstrechts der kirchlichen 

Angestellten und Arbeiter 
Vom 21. Januar 1988 

§ 1 
Dritte Änderung der BAT-Anwendungsordnung 

Die Ordnung über die Anwendung des Bundes­
Angestelltentarifvertrages (BAT-Anwendungsord­
nung - BAT-AO -) vom 26. Juni 1986, zuletzt 
geändert am 22. Oktober 1987, wird wie folgt geän­
dert: 
1. In§ 1 Abs. 1 werden die Worte „57. Tarifvertrag 

zur Anderung des Bundes-Angestelltentarifver­
trages vom 3. April 1987" durch die Worte 
,,59. Tarifvertrag zur Anderung des Bundes­
Angestelltentarifvertrages vom 12. November 
1987" ersetzt. 

2. § 2 wird wie folgt geändert: 
a) Nr. 14 erhält folgende Fassung: 

„14. Zu§ 23 a 
§ 23 a findet mit folgenden Maßgaben 
Anwendung: 
a) In Satz 2 Nr. 3 werden die Worte ,Sie 

kann auch zurückgelegt sein bei' 
durch die Worte ,Sie kann auch bei 
anderen kirchlichen Arbeitgebern 

praktikanten nach Abzug der von Dritten ge­
zahlten Zuschüsse verbleiben. 

5.4 Die Auszahlung des Zuschusses erfolgt in drei 
etwa gleichen Teilen. 
Der erste Teilbetrag wird nach Genehmigung 
des Praktikantenvertrages und Aufnahme der 
Tätigkeit des Berufspraktikanten gezahlt. Der 
zweite Teilbetrag wird nach Ablauf des sech­
sten Praktikumsmonats gezahlt. Der dritte 
Teilbetrag wird nach Abschluß des Berufs­
praktikums gezahlt. 

Bielefeld, den 22. Dezember 1987 

Evangelische Kirche von Westfalen 
Das Landeskirchenamt 

In Vertretung 
Grünhaupt 

Az.: 396/88/C 18- 15/9 

im Sinne von § 20 Absatz 2 Satz 1 
Buchstabe h zurückgelegt sein. Sie 
kann ferner zurückgelegt sein bei' 
ersetzt. 

b) In Satz 2 Nr. 6 Buchstabe b werden 
in Satz 1 die Worte ,vorbehaltlich des 
Satzes 2' und die Sätze 2 und 3 gestri­
chen." 

b) Nach Nr. 14 wird die folgende Nr. 14 a einge­
fügt: 

„14a. Zu§ 23 b 
§ 23 b Abschnitt B - Fallgruppenauf­
stieg im VKA-Bereich - wird nicht an­
gewendet." 

§2 
Änderung des BAT-KF 

Aus der Anderung nach § 1 ergeben sich fol­
gende Anderungen im Wortlaut des BAT-KF: 

1. § 3 wird wie folgt geändert: 
a) Buchstabe q erhält die folgende Fassung: 

„q) Angestellte, deren arbeitsvertraglich 
vereinbarte durchschnittliche regelmä­
ßige wöchentliche Arbeitszeit weniger 
als 18 Stunden beträgt; gilt für den 
entsprechenden vollbeschäftigten An­
gestellten eine von § 15 Abs. 1 abwei­
chende regelmäßige Arbeitszeit, ist der 
entsprechende Anteil dieser Arbeitszeit 
maßgebend," 

b) In der Protokollnotiz zu Buchstabe q wird 
der folgende Unterabsatz angefügt: 
„Unter Angestellte nach Buchstabe q fallen 
auch Angestellte, soweit sie eine nach dem 
Bundeserziehungsgeldgesetz erziehungs­
geldunschädliche Beschäftigung während 
des Erziehungsurlaubs mit einer längeren 
Arbeitszeit ausüben, wenn das Kind vor 
dem 1. Januar 1989 geboren ist." 

2. § 19 Abs. 1 Satz 2 erhält die folgende Fassung: 
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,,Zeiten einer Tätigkeit, die den in § 3 Buchsta­
be q genannten Umfang nicht überschritten 
hat, werden nicht berücksichtigt." 

3. § 23 a Satz 2 wird wie folgt geändert: 
a) In Nr. 4 Satz 2 wird das Wort „zehnten" 

durch das Wort „zwölften" ersetzt. 
b) Nr. 6 erhält die folgenden Fassung: 

„6. a) Bewährungszeiten vor dem 1. Januar 
1988, in denen der Angestellte regel­
mäßig mit mindestens drei Viertel der 
regelmäßigen wöchentlichen Arbeits­
zeit eines entsprechenden vollbe­
schäftigten Angestellten beschäftigt 
war, werden voll, Bewährungszeiten, 
in denen er mit mindestens der Hälfte 
der regelmäßigen wöchentlichen Ar­
beitszeit eines entsprechenden vollbe­
schäftigten Angestellten beschäftigt 
war, werden zur Hälfte angerechnet. 

b) Bewährungszeiten nach dem 31. De­
zember 1987, in denen der Angestellte 
mit einer kürzeren als der regelmäßi­
gen wöchentlichen Arbeitszeit eines 
entsprechenden vollbeschäftigten An­
gestellten, mindestens jedoch in ei­
nem höheren als dem in § 3 Buchstabe 
q genannten Umfang beschäftigt war, 
werden voll angerechnet. 

4. Nach§ 23 a wird der folgende§ 23 b eingefügt: 
,,§ 23 b 

Fallgruppenaufstieg 

Soweit Tätigkeitsmerkmale (Fallgruppen) 
der Vergütungsordnung einen Aufstieg (z.B. 
Bewährungsaufstieg, Tätigkeitsaufstieg) au­
ßerhalb des § 23 a vorsehen, gilt § 23 a Satz 2 
Nr. 6 Buchstabe b entsprechend." 

5. § 27 wird wie folgt geändert: 
a) Abschnitt A wird wie folgt geändert: 

aa) In Absatz 6 Unterabs. 1 werden der 
Punkt durch ein Semikolon ersetzt und 
die Worte „Absatz 7 ist entsprechend 
anzuwenden" angefügt. 

bb) Der folgende Absatz 7 wird angefügt: 
,,(7) Der Angestellte, der länger als 

sechs Monate ohne Bezüge beurlaubt 
gewesen ist oder dessen Arbeitsverhält­
nis aus einem anderen Grunde geruht 
hat, erhält die Grundvergütung, die sich 
für ihn nach Absatz 2 und Absatz 6 Un­
terabsatz 2 ergeben würde, wenn das 
Arbeitsverhältnis mit Ablauf des Tages, 
der dem Tage des Beginns der Beurlau­
bung oder des Ruhens vorangegangen 
ist, geendet hätte. Satz 1 gilt nicht für 
die Zeit des Erziehungsurlaubs nach 
dem Bundeserziehungsgeldgesetz bis 
zur Vollendung des zwölften Lebens­
monats des Kindes, für die Zeit des 
Grundwehrdienstes oder des Zivildien­
stes sowie für die Zeit einer Beurlau­
bung, die nach § 50 Absatz 2 Satz 2 bei 
der Beschäftigungszeit berücksichtigt 
wird." 

b) In Abschnitt B Abs. 3 wird der folgende 
Unterabsatz 4 eingefügt: 
,,Der Angestellte, der länger als sechs Mona­
te ohne Bezüge beurlaubt gewesen ist oder 
dessen Arbeitsverhältnis aus einem anderen 
Grunde geruht hat, erhält die Grundvergü­
tung, die sich für ihn nach Unterabsatz 3 
ergeben würde, wenn das Arbeitsverhältnis 
mit Ablauf des Tages, der dem Tage des 
Beginns der Beurlaubung oder des Ruhens 
vorangegangen ist, geendet hätte. Satz 1 gilt 
nicht für die Zeit des Erziehungsurlaubs 
nach dem Bundeserziehungsgeldgesetz bis 
zur Vollendung des zwölften Lebensmonats 
des Kindes, für die Zeit des Grundwehr­
dienstes oder des Zivildienstes sowie für die 
Zeit einer Beurlaubung, die nach § 50 Ab­
satz 2 Satz 2 bei der Beschäftigungszeit be­
rücksichtigt wird." 

6. § 36 Abs. 1 wird wie folgt geändert: 
a) Unterabsatz 1 wird wie folgt geändert: 

aa) In Satz 1 werden nach dem Wort „Giro­
konto" die Worte „im Inland" eingefügt. 

bb) Es wird der folgende Satz angefügt: 
,,Die Kosten der Übermittlung der Be­
züge mit Ausnahme der Kosten für die 
Gutschrift auf dem Konto des Empfän­
gers trägt der Arbeitgeber, die Konto­
einrichtungs-, Kontoführungs- oder Bu­
chungsgebühren trägt der Empfänger." 

b) Es wird der folgende Unterabsatz 5 ange­
fügt: 
„Im Sinne der Unterabsätze 3 und 4 steht 
der Beendigung des Arbeitsverhältnisses 
gleich der Beginn 
a) des Grundwehrdienstes oder des Zivil­

dienstes, 
b) des Ruhens des Arbeitsverhältnisses 

nach § 59 Absatz 1 Unterabsatz 1 Satz 5, 
c) des Erziehungsurlaubs nach dem Bun­

deserziehungsgeldgesetz, 
d) einer sonstigen Beurlaubung ohne Bezü-

ge von länger als zwölf Monaten; 
nimmt der Angestellte die Arbeit wieder 
auf, wird er bei der Anwendung des Unter­
absatzes 2 wie ein neueingestellter Ange­
stellter behandelt." 

7. In § 40 werden nach dem Wort „angewendet" 
die Worte,,, wenn die arbeitsvertraglich verein­
barte durchschnittliche regelmäßige wöchent­
liche Arbeitszeit des Angestellten mindestens 
die Hälfte der regelmäßigen Arbeitszeit eines 
entsprechenden vollbeschäftigten Angestell­
ten beträgt" eingefügt. 

8. In§ 53 Abs. 3 werden nach dem Wort „unkünd­
bar" die Worte,,, wenn die arbeitsvertraglich 
vereinbarte durchschnittliche regelmäßige wö­
chentliche Arbeitszeit mindestens die Hälfte 
der regelmäßigen Arbeitszeit eines entspre­
chenden vollbeschäftigten Angestellten be­
trägt" eingefügt. 

9. In § 62 Abs. 1 Satz 1 werden die Worte „Der 
vollbeschäftigte Angestellte," durch die Worte 
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„Der Angestellte, mit dem die regelmäßige 
Arbeitszeit (§ 15 und die Sonderregelungen 
hierzu) vereinbart ist und" ersetzt. 

10. In § 63 Abs. 5 Satz 1 werden vor dem Wort 
„sonstige" und vor dem Wort „Renten" jeweils 
das Wort „oder" durch ein Komma ersetzt und 
nach dem Wort „Rentenversicherung" die Wor­
te „oder Renten und vergleichbare Leistungen 
eines ausländischen Versicherungsträgers" 
eingefügt. 

11. In Nr. 4 Abs. 3 SR 2 b wird die Angabe „SR 21" 
durch die Angabe „SR 2 1 I" ersetzt. 

§3 
Änderung der Allgemeinen Vergütungsordnung 

zumBAT-KF 
Die Allgemeine Vergütungsordnung zum BAT­

KF -AVergO BAT-KF - (Anlage 1 a zum BAT-KF) 
wird wie folgt geändert: 

1. In der Vorbemerkung 5 Unterabs. 2 erhalten die 
Sätze 3 und 4 folgende Fassung: 
„Aufgrund von § 23 b BAT-KF richtet sich die 
Anrechnung der Bewährungszeiten nach § 23 a 
Satz 2 Nr. 6 Buchstabe b BAT-KF. Im übrigen 
finden die sonstigen Bestimmungen des § 23 a 
BAT-KF entsprechend Anwendung mit der 
Maßgabe, daß die Bewährungszeiten auch län­
ger als sechs Monate unterbrochen sein 
können." 

2. In der Vorbemerkung 5 wird folgender Unter­
abs. 3 angefügt: ,,Für die übrigen Fallgruppen­
aufstiege (z. B. Bewährungsaufstieg, Tätigkeits­
aufstieg) richtet sich die Anrechnung von Zeiten 
bis zum 31. Dezember 1987 nach der bis dahin 
angewandten Handhabung, von Zeiten danach 
gemäß § 23 b BAT-KF nach § 23 a Satz 2 Nr. 6 
Buchstabe b BAT-KF." 

§4 
Änderung der Arbeiter-Richtlinien und des 

MTLII-KF 
(1) Die rheinischen, die westfälischen und die 

lippischen Richtlinien für die Regelung des Dienst­
rechts der Arbeiter im kirchlichen Dienst (Arbeiter­
Richtlinien - ArbRL) werden wie folgt geändert: 

§ 1 Satz 1 erhält folgende Fassung: 
„Der Manteltarifvertrag für Arbeiter der Länder 
vom 27. Februar 1964 (MTL II) ist in der jeweils 
geltenden Fassung mit den nachfolgenden Ände­
rungen und Ergänzungen auf die Arbeitsverhält­
nisse der Arbeiter im kirchlichen Dienst anzuwen­
den, deren regelmäßige wöchentliche Arbeitszeit 
mindestens achtzehn Stunden beträgt; gilt für den 
entsprechenden vollbeschäftigten Arbeiter eine 
von § 15 Absatz 1 MTL II abweichende regelmä­
ßige Arbeitszeit, ist der entsprechende Anteil die­
ser Arbeitszeit maßgebend." 

(2) Der Manteltarifvertrag für Arbeiter der Län­
der in kirchlicher Fassung (MTL II-KF) wird wie 
folgt geändert: 
1. a) In § 3 Abs. 1 wird in Buchstabe k der Punkt 

durch ein Komma ersetzt. 

b) Es wird der folgende Buchstabe 1 angefügt. 
,,1) Arbeiter, soweit sie eine nach dem Bun­

deserziehungsgeldgesetz erziehungs­
geldunschädliche Beschäftigung wäh­
rend des Erziehungsurlaubs ausüben, 
wenn das Kind vor dem 1. Januar 1989 
geboren ist." 

2. § 31 Abs. 2 wird wie folgt geändert: 
a) Unterabsatz 1 wird wie folgt geändert: 

aa) In Satz 1 werden nach dem Wort „Giro­
konto" die Worte „im Inland" eingefügt. 

bb) Es wird der folgende Satz angefügt: 
,,Die Kosten der Übermittlung der Bezü­
ge mit Ausnahme der Kosten für die 
Gutschrift auf dem Konto des Empfän­
gers trägt der Arbeitgeber, die Kontoein­
richtungs-, Kontoführungs- oder Bu­
chungsgebühren trägt der Empfänger." 

b) Es wird der folgende Unterabsatz 5 angefügt: 
„Im Sinne der Unterabsätze 3 und 4 steht der 
Beendigung des Arbeitsverhältnisses gleich 
der Beginn 
a) des Grundwehrdienstes oder des Zivil­

dienstes, 
b) des Ruhens des Arbeitsverhältnisses nach 

§ 62 Absatz 1 Unterabsatz 1 Satz 5, 
c) des Erziehungsurlaubs nach dem Bundes­

erziehungsgeldgesetz, 
d) einer sonstigen Beurlaubung ohne Bezüge 

von länger als zwölf Monaten; 
nimmt der Arbeiter die Arbeit wieder auf, 
wird er bei der Anwendung des Unterabsat­
zes 2 wie ein neueingestellter Arbeiter behan­
delt." 

3. § 42 wird wie folgt geändert: 
a) Es wird der folgende Absatz 8 eingefügt: 

,,(8) Bei der Anwendung der Absätze 6 
und 7 gilt § 6 Abs. 1 Satz 2 nicht, wenn die 
arbeitsvertraglich vereinbarte durchschnittli­
che regelmäßige wöchentliche Arbeitszeit -
vorbehaltlich des Satzes 2 - mindestens 18 
Stunden beträgt. Gilt für den vollbeschäftig­
ten Arbeiter eine von § 15 Abs. 1 abweichen­
de regelmäßige Arbeitszeit, tritt bei dem ent­
sprechenden nicht vollbeschäftigten Arbeiter 
an die Stelle von 18 Stunden der entsprechen­
de Anteil dieser Arbeitszeit." 

b) Der bisherige Absatz 8 wird Absatz 9. 
c) In der Überschrift und im Wortlaut der Proto­

kollnotiz zu Absatz 8 wird jeweils die Zahl „8" 
durch die Zahl „9" ersetzt. 

4. In § 46 werden nach dem Wort „angewendet" die 
Worte,,, wenn die arbeitsvertraglich vereinbarte 
durchschnittliche regelmäßige wöchentliche 
Arbeitszeit mindestens die Hälfte der regelmäßi­
gen Arbeitszeit eines entsprechenden vollbe­
schäftigten Arbeiters beträgt" eingefügt. 

5. In § 65 Abs. 1 Satz 1 werden die Worte „Der 
vollbeschäftigte Arbeiter," durch die Worte „Der 
Arbeiter, mit dem die regelmäßige Arbeitszeit 
(§ 15 und die Sonderregelungen hierzu) verein­
bart ist und" ersetzt. 
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6. In § 66 Abs. 5 Satz 1 werden vor dem Wort 
„sonstige" und vor dem Wort „Renten" jeweils 
das Wort „oder" durch ein Komma ersetzt und 
nach dem Wort „Rentenversicherung" die Worte 
„oder Renten und vergleichbare Leistungen 
eines ausländischen Versicherungsträgers" ein­
gefügt. 

§5 
Änderung des Lohngruppenverzeichnisses zum 

MTLII-KF 
Das rheinische, das westfälische und das lippi­

sche Lohngruppenverzeichnis zum MTL II-KF -
LGrV. MTL II-KF (Anlage 3 der Arbeiter-Richtli­
nien) werden wie folgt geändert: 

1. In Nr. 4 Abs. 2 Unterabs. 1 Satz 3 der Vorbemer­
kungen wird das Wort „zehnten" durch das Wort 
,,zwölften" ersetzt. 

2. Nr. 4 Abs. 3 der Vorbemerkungen erhält die 
folgende Fassung: 

,,(3) Bewährungszeiten vor dem 1. Januar 
1988, in denen der Arbeiter regelmäßig mit min­
destens drei Vierteln der regelmäßigen 
wöchentlichen Arbeitszeit eines entsprechen­
den vollbeschäftigten Arbeiters beschäftigt war, 
werden voll, Bewährungszeiten, in denen er 
regelmäßig mit mindestens der Hälfte der re­
gelmäßigen wöchentlichen Arbeitszeit eines 
entsprechenden vollbeschäftigten Arbeiters 
beschäftigt war, werden zur Hälfte angerechnet. 

Bewährungszeiten nach dem 31. Dezember 
1987, in denen der Arbeiter mit einer kürzeren 
als der regelmäßigen wöchentlichen Arbeitszeit 
eines entsprechenden vollbeschäftigten Arbei­
ters, jedoch mit mindestens 18 Stunden 
wöchentlich beschäftigt war, werden voll ange­
rechnet. Gilt für den vollbeschäftigten Arbeiter 
eine von § 15 Abs. 1 MTL II-KF abweichende 
regelmäßige Arbeitszeit, tritt bei dem entspre­
chenden nicht vollbeschäftigten Arbeiter an die 
Stelle von 18 Stunden der entsprechende Anteil 
dieser Arbeitszeit." 

§6 
Änderung der Nebenberufler-Ordnungen 

Die rheinische, die westfälische und die lippi­
sche Ordnung für den Dienst der nebenberuflichen 
kirchlichen Mitarbeiter (NMitarbO) werden wie 
folgt geändert: 

1. In§ 1 Abs. 1 werden die Worte „Arbeitszeit von 
weniger als der Hälfte der durchschnittlichen 
regelmäßigen Arbeitszeit eines entsprechenden 
vollbeschäftigten Angestellten oder Arbeiters" 
durch die Worte „wöchentlichen Arbeitszeit von 
weniger als achtzehn Stunden" ersetzt. 

2. In § 1 Abs. 1 wird folgender neuer Satz 2 
eingefügt: 
„Gilt für den entsprechenden vollbeschäftigten 
Angestellten oder Arbeiter eine andere regelmä­
ßige wöchentliche Arbeitszeit als vierzig Stun­
den, ist der entsprechende Anteil der anderen 
Arbeitszeit maßgebend." 

§7 
Änderung der Ordnungen für die nebenberuf­

lichen Kirchenmusiker 
(1) In § 1 Abs. 1 der Ordnung für den Dienst der 

nebenberuflichen Kirchenmusiker in der Evangeli­
schen Kirche im Rheinland werden nach dem Wort 
„regelmäßige" das Wort „wöchentliche" eingefügt 
und die Worte „die Hälfte der durchschnittlichen 
regelmäßigen Arbeitszeit eines vollbeschäftigten 
Mitarbeiters" durch die Worte „achtzehn Stunden" 
ersetzt. 

(2) In § 1 Abs. 1 der jeweiligen Ordnung für den 
Dienst der nebenberuflichen Kirchenmusiker in 
der Evangelischen Kirche von Westfalen und in der 
Lippischen Landeskirche werden vor den Worten 
„als nebenberufliche Kirchenmusiker angestellt 
sind" die Worte „mit einer durchschnittlichen 
regelmäßigen wöchentlichen Arbeitszeit von weni­
ger als achtzehn Stunden" eingefügt. 

§ 8 
Änderung der Küsterordnung 

Die Ordnung für den Dienst der haupt- und 
nebenberuflichen Küster in Rheinland, Westfalen 
und Lippe (Küsterordnung - KüsterO -) wird wie 
folgt geändert; 
1. § 2 Abs. 1 Unterabs. 2 und 3 erhält folgende 

Fassung: 
,,Hauptberuflicher Küster ist derjenige Küster, 
dessen arbeitsvertraglich vereinbarte durch­
schnittliche regelmäßige wöchentliche Arbeits­
zeit (§ 4 Abs. 1 und 2) mindestens 23,4 Stunden 
beträgt. Nebenberuflicher Küster ist derjenige 
Küster, dessen arbeitsvertraglich vereinbarte 
durchschnittliche regelmäßige wöchentliche 
Arbeitszeit (§ 7) weniger als 23,4 Stunden be­
trägt. 

2. § 15 wird wie folgt geändert: 
a) Absatz 2 wird Unterabsatz 2 des Absatzes 1. 
b) Folgender neuer Absatz 2 wird angefügt: 

,,(2) Erbringt der Küster im übrigen auf 
Anordnung des Arbeitgebers besondere 
Dienste über die Dienste hinaus, die bei der 
arbeitsvertraglichen Festlegung der Arbeits­
zeit berücksichtigt worden sind, ist die dafür 
benötigte zusätzliche Zeit durch Arbeitsbe­
freiung auszugleichen. Ist dies aus dienstli­
chen Gründen nicht möglich, erhält der Kü­
ster eine Vergütung unter Zugrundelegung 
der in der Vergütungsregelung für die haupt­
beruflichen kirchlichen Angestellten geregel­
ten Stundenvergütung." 

§9 
Änderung der Bestimmungen über eine 

Zuwendung 
(1) Die Tarifverträge über eine Zuwendung für 

Angestellte, für Arbeiter des Bundes und der Län­
der, für Auszubildende, für Praktikantinnen (Prak­
tikanten), für Lernschwestern und Lernpfleger 
sowie für Schülerinnen/Schüler, die nach Maßgabe 
des Krankenpflegegesetzes oder Hebammengeset­
zes ausgebildet werden, (KF) werden jeweils wie 
folgt geändert: 
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In § 2 Abs. 2 Satz 2 Buchst. c wird das Wort 
,,zehnten" durch das Wort „zwölften" ersetzt. 

(2) Der Tarifvertrag über eine Zuwendung für 
Arbeiter (KF) wird ferner wie folgt geändert: 
1. § 1 Abs. 7 wird gestrichen. 
2. § 2 Abs. 3 Unterabs. 2 erhält die folgende Fas­

sung: 
„Hat bei einem nichtvollbeschäftigten Arbeiter 
die arbeitsvertraglich vereinbarte regelmäßige 
wöchentliche Arbeitszeit in dem maßgebenden 
Kalendermonat weniger als drei Viertel der 
regelmäßigen wöchentlichen Arbeitszeit (§ 15 
... / MTL II) eines entsprechenden vollbeschäf­
tigten Arbeiters, jedoch mindestens 18 Stunden 
betragen, erhöht sich die Zuwendung statt um 
den Betrag nach Unterabsatz 1 um 37,50 DM; 
hat sie weniger als 18 Stunden betragen, erhöht 
sich die Zuwendung statt um den Betrag nach 
Unterabsatz 1 um 25,- DM. Gilt für den entspre­
chenden vollbeschäftigten Arbeiter eine von 
§ 15 Abs. 1 ... / MTL II abweichende regelmä­
ßige Arbeitszeit, tritt an die Stelle von 18 Stun­
den der entsprechende Anteil dieser Arbeits­
zeit." 
(3) Der Tarifvertrag über eine Zuwendung für 

Ärzte/ Ärztinnen im Praktikum (KF) wird wie folgt 
geändert: 
In § 2 Abs. 2 Satz 2 Buchst. c wird das Wort 
,,zehnten" durch das Wort „zwölften" ersetzt. 

§ 10 
Änderung der Bestimmungen über ein Urlaubs­
geld und über vermögenswirksame Leistungen 

für Arbeiter 
Die Bestimmungen der beiden nachstehenden 

Tarifverträge sind für die unter den MTL II-KF 
fallenden Arbeiter im Bereich der Evangelischen 
Kirche im Rheinland, der Evangelischen Kirche 
von Westfalen und der Lippischen Landeskirche 
sowie ihrer Diakonischen Werke anzuwenden. 

A. 
Änderungstarifvertrag Nr. 6 

vom 12. November 1987 
zum Tarifvertrag über ein Urlaubsgeld für Arbeiter 

§ 1 
Änderung des Tarifvertrages 

Der Tarifvertrag über ein Urlaubsgeld für Arbei­
ter vom 16. März 1977, zuletzt geändert durch den 
Änderungstarifvertrag Nr. 5 vom 9. Januar 1987, 
wird wie folgt geändert: 

Der Einleitungssatz wird wie folgt geändert: 
1. Die Worte „die Hälfte der regelmäßigen Arbeits­

zeit nach § 15 Abs. 1 bis 4 ... MTL II und den 
entsprechenden Sonderregelungen hierzu" wer­
den durch die Worte „18 Stunden" ersetzt. 

2. Dem Einleitungssatz wird die folgende Fußnote 
angefügt: 
„Gilt für den vollbeschäftigten Arbeiter eine von 
§ 15 Abs. 1 ... /MTL II abweichende regelmä­
ßige Arbeitszeit, tritt bei dem entsprechenden 
nichtvollbeschäftigten Arbeiter an die Stelle von 
18 Stunden der entsprechende Anteil dieser 
Arbeitszeit." 

§2 
Inkrafttreten 

Dieser Tarifvertrag tritt am 1. Januar 1988 in 
Kraft. 

B. 
Tarifvertrag 

vom 12. November 1987 
zur Änderung des Tarifvertrages über 

vermögenswirksame Leistungen an Arbeiter 

§ 1 
Änderung des Tarifvertrages 

Der Tarifvertrag über vermögenswirksame Lei­
stungen an Arbeiter vom 17. Dezember 1970, 
zuletzt geändert durch den Tarifvertrag vom 
3. April 1987, wird wie folgt geändert: 

§ 1 Abs. 1 erhält die folgende Fassung: 
,,(1) Der Arbeiter, dessen arbeitsvertraglich ver­

einbarte durchschnittliche regelmäßige wöchentli­
che Arbeitszeit mindestens 18 Stunden beträgt, 
erhält monatlich eine vermögenswirksame Lei­
stung im Sinne des Vermögensbildungsgesetzes. 
Gilt für den vollbeschäftigten Arbeiter eine von 
§ 15 Abs. 1 ... /MTL II abweichende regelmäßige 
Arbeitszeit, tritt bei dem entsprechenden nichtvoll­
beschäftigten Arbeiter an die Stelle von 18 Stunden 
der entsprechende Anteil dieser Arbeitszeit." 

§2 
Inkrafttreten 

Dieser Tarifvertrag tritt am 1. Januar 1988 in 
Kraft. 

§ 11 
Übergangsbestimmungen 

(1) Bei dem Angestellten, der am 31. Dezember 
1987 schon in einem unter den BAT-KF fallenden 
Arbeitsverhältnis stand, gilt§ 19 Abs. 1 Satz 2 BAT­
KF in der ab 1. Januar 1988 geltenden Fassung, 
wenn er am 1. April 1988 noch in einem solchen 
Arbeitsverhältnis steht und bis zum 31. Dezember 
1988 nachweist, daß aufgrund dieser Vorschrift 
zusätzliche Beschäftigungszeiten anrechenbar 
sind. 

(2) § 27 Abschn. A Abs. 7 Satz 1 und B Abs. 3 
Unterabs. 4 Satz 1 BAT-KF gilt nur in den Fällen, in 
denen die Beurlaubung nach dem 31. März 1988 
beginnt. 

(3) § 36 Abs. 1 Unterabs. 5 BAT-KF und § 31 
Abs. 2 Unterabs. 5 MTL II-KF gelten nur, wenn der 
maßgebende Zeitpunkt nach dem 31. Dezember 
1987 liegt. 

(4) Unter die Ordnungen für den Dienst der 
nebenberuflichen kirchlichen Mitarbeiter fallen 
auch die Angestellten und Arbeiter, die eine nach 
dem Bundeserziehungsgeldgesetz erziehungsgeld­
unschädliche Beschäftigung während des Erzie­
hungsurlaubs mit einer regelmäßigen wöchentli­
chen Arbeitszeit von achtzehn Stunden oder mehr 
ausüben, wenn das Kind vor dem 1. Januar 1989 
geboren ist. 



Kirchliches Amtsblatt der Evangelischen Kirche von Westfalen - Nr. 2 vom 24. März 1988 29 

§ 12 
Inkrafttreten 

Diese Arbeitsrechtsregelung tritt am 1. Januar 
1988 in Kraft. Abweichend davon tritt§ 9 Abs. 3 am 
1. Juli 1988 in Kraft. 

Iserlohn, den 21. Januar 1988 

Rheinisch-Westfälisch-Lippische 
Arbeitsrechtliche Kommission 

Der Vorsitzende 
Baltes 

II. 
Ordnung über die Anrechnung von Zeiten 
der Freistellung zur Fort-und Weiterbildung 

Vom 21. Januar 1988 

§ 1 
Anrechnung von Zeiten der Arbeitsbefreiung für 

Weiterbildung 
(1) Werden Angestellte oder Arbeiter aufgrund 

von arbeitsrechtlichen Regelungen, Vereinbarun­
gen oder Dienstanweisungen zum Zwecke der 
beruflichen oder politischen Fort- oder Weiterbil­
dung ohne Anrechnung auf den Erholungsurlaub 
von der Arbeit freigestellt, so wird diese Freistel­
lung auf den Anspruch auf Freistellung von der 
Arbeit zum gleichen Zweck nach staatlichen Ar­
beitnehmerweiterbildungsgesetzen angerechnet. 

(2) Werden Angestellte oder Arbeiter nach staat­
lichen Arbeitnehmerweiterbildungsgesetzen zum 
Zwecke der beruflichen oder politischen Fort- oder 
Weiterbildung ohne Anrechnung auf den Erho­
lungsurlaub von der Arbeit freigestellt, so wird 
diese Freistellung auf den Anspruch auf Freistel­
lung von der Arbeit zum gleichen Zweck aufgrund 
von Regelungen nach Absatz 1 angerechnet. 

§2 
Inkrafttreten 

Diese Ordnung tritt am 1. Januar 1988 in Kraft. 

Iserlohn, den 21. Januar 1988 

Rheinisch-Westfälisch-Lippische 
Arbeitsrechtliche Kommission 

Der Vorsitzende 
Baltes 

III. 
Änderung der Vorruhestandsordnung 

Vom 21. Januar 1988 

§ 1 
Änderung der Vorruhestandsordnung 

Die Ordnung für die Regelung des Eintritts in 
den Vorruhestand (Vorruhestandsordnung- VRO) 
vom 29. Mai 1985, geändert am 10. September 1987, 
wird wie folgt geändert: 

In § 5 Absatz 2 Satz 2 werden nach der Angabe 
,,§ 112 Abs. 2, 4, 5 Nr. 3 und Abs. 7 AFG" die Worte 

,,in der vor dem 1. Januar 1988 geltenden Fassung" 
eingefügt. 

§2 
Inkrafttreten 

Diese Arbeitsrechtsregelung tritt am 1. Januar 
1988 in Kraft. 

Iserlohn, den 21. Januar 1988 

Rheinisch-Westfälisch-Lippische 
Arbeitsrechtliche Kommission 

Der Vorsitzende 
Baltes 

IV. 
Änderung der Richtlinien zur Altersvor­
sorge nichtversicherungs- und nichtzusatz­
versicherungspflichtiger kirchlicher Mitar-

beiter 
Vom 21. Januar 1988 

§ 1 
Änderung der Richtlinien 

(1) Die Richtlinien der Evangelischen Kirche im 
Rheinland zur Altersversorgung nichtversiche­
rungspflichtiger und nichtzusatzversicherungs­
pflichtiger kirchlicher Mitarbeiter vom 26. Januar 
1967 (KABl. R. 1967 S. 27) und die Richtlinien der 
Evangelischen Kirche von Westfalen zur Altersvor­
sorge nichtversicherungspflichtiger und nichtzu­
satzversicherungspflichtiger kirchlicher Mitarbei­
ter vom 23. Februar 1967 (KABl. W. 1967 S. 53) 
werden wie folgt geändert: 
1. In § 3 Abs. 1 Satz 1 werden nach den Worten 

„Rheinland Westfalen" die Abkürzung 
,,(KZVK)" eingefügt und die Worte „7 v. H. ihres 
lohnsteuerpflichtigen Arbeitsentgelts" durch 
die Worte „6,5 v. H. ihres bei Vorliegen der 
Zusatzversicherungspflicht gemäß § 62 Ab­
satz 1 und 7 der Satzung der KZVK zu berück­
sichtigenden Entgelts" ersetzt. 

2. § 3 Absatz 1 Satz 2 wird gestrichen. 
3. In§ 3 Absatz 2 werden die Worte,,§ 22 Abs. 6 der 

Satzung der Kirchlichen Zusatzversorgungs­
kasse Rheinland-Westfalen vom 21. 12. 1966 / 
4. 1. 1967" durch die Worte ,,§ 17 Abs. 5 der 
Satzung der KZVK" ersetzt. 

4. § 3 Absatz 3 wird gestrichen. 
5. In § 4 Absatz 1 Buchstabe a werden die Worte 

,,§ 1 Abs. 1 oder" und die Worte „dieser Richt­
linien" gestrichen. 

6. In § 5 werden die Worte „dieser Richtlinien" 
gestrichen. 
(2) In den westfälischen Richtlinien wird ferner 

in der Überschrift, in § 2 Absatz 1 und § 6 Absatz 3 
jeweils das Wort „Altersvorsorge" durch das Wort 
,,Altersversorgung" ersetzt. 

§2 
Übergangsbestimmung 

Für Mitarbeiter, die vor dem 1. April 1988 unter 
§ 3 Absatz 3 der Richtlinien in der bis zum 31. März 
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1988 gültigen Fassung fallen, gilt diese Bestim­
mung bis zu ihrem Ausscheiden aus dem kirchli­
chen Dienst weiter. 

§3 
Inkrafttreten 

Diese Arbeitsrechtsregelung tritt am 1. April 
1988 in Kraft. 

Iserlohn, den 21. Januar 1988 

Rheinisch-Westfälisch-Lippische 
Arbeitsrechtliche Kommission 

Der Vorsitzende 
Baltes 

Kirchengesetz 
über den Kirchensteuerhebesatz 

(Kirchensteuerbeschluß - KiStB -) 

Vom 12. November 1987 

Die Landessynode hat das folgende Kirchen­
gesetz beschlossen: 

§ 1 
Aufgrund und nach Maßgabe des § 12 Absatz 4 

der Kirchensteuerordnung/KiStO in der Fassung 
vom 1. April 1987 (KABL 1987 S. 69) werden für die 
Kirchengemeinden, soweit sie nicht in Verbänden 
zusammengeschlossen sind, und für die Verbände 
im Steuerjahr 1988 Kirchensteuern als Zuschlag 
zur Einkommensteuer (Lohnsteuer) gern. § 6 Ab­
satz 1 Ziffer 1 Buchstabe a) der Kirchensteuerord­
nung/KiStO in Höhe von 9 v. H. festgesetzt. 

§2 
Dieses Kirchengesetz tritt am 1. Januar 1988 in 

Kraft. 

Bielefeld, den 17. November 1987 

(L.S.) 

Evangelische Kirche von Westfalen 
Die Kirchenleitung 

Linnemann 

Staatliche Anerkennung 
des Kirchensteuerhebesatzes für das 

Steuerjahr 1988 

Landeskirchenamt 
Az.: 2761/B 5-01/5 

Bielefeld, den 20. 1. 1988 

Das Kirchengesetz über den Kirchensteuer­
hebesatz (Kirchensteuerbeschluß - KiStB -) vom 
17. November 1987 (KABl. 1988 S. 30) haben aner­
kannt: 
1. Der Kultusminister im Einvernehmen mit dem 

Finanzminister des Landes N ordrhein-W estfa­
len vom 2. Dezember 1987 - Az.: III B 2. 04-20 
Nr. 1780/87 -, 

2. der Niedersächsische Kultusminister im Einver­
nehmen mit dem Niedersächsischen Minister 
der Finanzen für Gebietsteile von Kirchenge­
meinden der Evangelischen Kirche von Westfa­
len, die im Lande Niedersachsen liegen, am 
14. Januar 1988 -Az.: 2082-54063-8 -, 

3. das Kultusministerium im Einvernehmen mit 
dem Minister der Finanzen Rheinland-Pfalz für 
Gebietsteile von Kirchengemeinden der Evan­
gelischen Kirche von Westfalen, die im Lande 
Rheinland-Pfalz liegen, am 29. Dezember 1987 -
Az.: 967 - 54 202/51-. 

Gewährung von Beihilfen in Krank­
heits-, Geburts- und Todesfällen 

Landeskirchenamt 
Az.: 7324/88/B 9-23 

Bielefeld, den 16. 2. 1988 

Nachstehend geben wir den Runderlaß des 
Finanzministers vom 14. 1. 1988, Az.: B 3100 -
3.1.6.2 - IV A 4 (MBl NW Nr. 9 vom 8. Februar 1988 
Seite 130), mit der Bitte um Kenntnisnahme und 
Beachtung bekannt. 

Gewährung von Beihilfen in 
Krankheits-, Geburts- und Todesfällen 

Hinweise zum zahnärztlichen Gebührenrecht 

RdErl. d. Finanzministers v. 4. 1. 1988 -
B 3100 - 3.1.6.2 - IV A 4 

Nach § 3 Abs. 1 BVO sind die notwendigen Aufwendun­
gen in angemessenem Umfang beihilfefähig. Die Ange­
messenheit der Aufwendungen für zahnärztliche Leistun­
gen beurteilt sich für nach dem 31. 12. 1987 entstandene 
Aufwendungen grundsätzlich nach der Gebührenordnung 
für. Zahnärzte (GOZ) vom 22. Oktober 1987 (BGB!. I 
S. 2316). Nach§ 1 Abs. 2 Satz 1 GOZ darf der Zahnarzt Ver­
gütungen nur für solche Leistungen berechnen, die nach 
den Regeln der zahnärztlichen Kunst für eine zahnmedi­
zinisch notwendige zahnärztliche Versorgung erforderlich 
sind. Soweit er darüber hinaus Leistungen berechnet, die 
er auf Verlangen des Patienten erbracht hat (§ 1 Abs. 2 
Satz 2, § 2 Abs. 3 GOZ), z. B. Leistungen, die ausschließlil:!h 
aus ästhetischen Gründen· erbracht werden, sind die in 
Rechnung gestellten Vergütungen keine notwendigen und 
angemessenen Aufwendungen im Sinne des § 3 Abs. 1 
BVO. 

Zur GOZ gebe ich folgende Hinweise: 

1 Nach§ 5 GOZ bemißt sich die Höhe der einzelnen Ge­
bühr nach dem Einfachen bis Dreieinhalbfachen des im 
Gebührenverzeichnis angegebenen Gebührensatzes. 
Überschreitet eine Gebühr den in § 5 Abs. 2 Satz 4 erster 
Halbsatz GOZ vorgesehenen Schwellenwert (2,3), so 
kann sie nur dann als angemessen angesehen werden, 
wenn der Rechnungsaussteller dargelegt hat, daß Be­
sonderheiten der in§ 5 Ab~. 2 Satz 1 GOZ angegebenen 
Bemessungskriterien die Überschreitung des Schwel­
lenwertes rechtfertigen. Aus der Begründung der Rech­
nung muß also ersichtlich sein, daß die Leistung auf­
grund der tatsächlichen Umstände vom Typischen und 
Durchschnittlichen erheblich abweicht. Dazu reicht im 
allgemeinen eine stichwortartige Kurzbegründung aus, 
in der die „Besonderheiten" der einzelnen Leistung sub­
stantiiert angesprochen sind. 

Besonderheiten der Bemessungskriterien können in der 
Regel nur gegeben sein, wenn die einzelne Leistung aus 
bestimmten Gründen 



Kirchliches Amtsblatt der Evangelischen Kirche von Westfalen - Nr. 2 vom 24. März 1988 31 

- besonders schwierig war oder 
- einen besonderen Zeitaufwand beanspruchte oder 
- wegen anderer besonderer Umstände bei der Ausfüh-

rung über das gewöhnliche Maß hinausging 

und diese Umstände nicht bereits in der Leistungsbe­
schreibung des Gebührenverzeichnisses berücksichtigt 
sind (wie z.B. bei der Nr. 605). 

2 Das Überschreiten des Schwellenwertes rechtfertigen 
hinsichtlich·der unter, Nr. 1 aufgeführten Bemessungs­
kriterien grundsätzlich nur solche Besonderheiten, die 
in der Person des Patienten liegen (patientenbezogene 
Bemessungskriterien). Besonderheiten im Bereich des 
behandelnden Zahnarztes, z.B. seine besondere Qualifi­
kation (Chefarzt, Professor usw.) oder der Einsatz eines 
besonders teueren Gerätes bei der Leistungserbringung 
scheiden als Gründe für die Überschreitung des Schwel­
lenwertes grundsätzlich aus. 

3 Besonderheiten der patientenbezogenen Bemessungs­
kriterien rechtfertigen im übrigen die Überschreitung 
des Schwellenwertes jeweils nur bei den Leistungen, 
mit denen sie im Zusammenhang stehen (leistungsbe­
zogene Begründungen). Als leistungsbezogene Begrün­
dung kann u. U. auch die Schwierigkeit des Krankheits­
falles angesehen werden (§ 5 Abs. 2 Satz 2 GOZ). 

4 Die Begründung für die Überschreitung von Schwellen­
werten ist nach § 10 Abs. 3 Satz 2 GOZ auf Verlangen 
des Patienten näher zu erläutern. Bestehen bei der 
Festsetzungsstelle erhebliche Zweifel darüber, ob die in 
der Begründung dargelegten Umstände den Umfang der 
Überschreitung des Schwellenwertes rechtfertigen, soll 
sie unter Darlegung der Zweifel den Beihilfeberechtig­
ten bitten, die Begründung durch den Zahnarzt erläu­
tern zu lassen. Werden die Zweifel nicht ausgeräumt, so 
kann ein Gutachten eines Amts- oder Vertrauenszahn­
arztes eingeholt oder der Beihilfeberechtigte auf die 
Möglichkeit hingewiesen werden, die Zahnärztekam­
mer um Vermittlung zu bitten. 

5 Nach§ 2 Abs. l GOZ kann durch Vereinbarung eine von 
der Gebührenordnung abweichende Höhe der Vergü­
tung festgelegt werden (Abdingung). Auch wenn eine 
Abdingung vorliegt, können Gebühren grundsätzlich 
nur bis zum Schwellenwert als angemessen angesehen 
werden, es sei denn, eine Überschreitung des Schwel­
lenwertes bis zum Höchstsatz (3,5) ist nach der gegebe­
nen Begründung gerechtfertigt. 

6 $.oweit Lelstungen nach der Gebührenordnung für 
Arzte (GOA) vom 12. November 1982 (BGBl. I S. 1522), 
zuletzt geändert durch Verordnung vom ·20. Dezember 
1984 (BGB!. I S. 1680), berechnet yyerden (§ 6 Abs. 1 
GOZ), sind die Vorschriften der GOA uneingeschränkt 
anzuwenden. 

7 Nach§ 12 Abs. 2 Nr. 2 GOZ sind vor dem l. l. 1988 begon­
nene Leistungen nach den Nummern 15 (Einlagefüllun­
gen), 18 (Vorbereiten eines zerstörten Zahnes zur Auf­
nahme einer Krone), 20 (Versorgung eines Einzelzahnes 
durch eine Krone), 91 bis 93, 96 bis 98 (Versorgung eines 
Lückengebisses durch eine Br.ticke, eine partielle oder 
eine totale Prothese sowie besondere Maßnahmen da­
zu), 101 bis 104 (chirurgisch-prothetische Maßnahmen), 
119 und 120 (Maßnahmen zur Umformung eines Kiefers 
bzw. zur Einstellung des Unterkiefers) des Gebühren­
verzeichnisses der Gebührenordnung für Zahnärzte 
(GOZ 65) vom 18. März 1965 (BGBl. I S. 123) weiterhin 
nach den bisherigen Vorschriften abzurechnen. 

Mit den o. a. Leistungen im Zusammenhang stehende 
Maßnahmen (z.B. eine intraorale Leitungsanästhesie -
Nr. 010 des Gebührenverzeichnisses - beim Beschleifen 
eines Zahnes zur Aufnahme einer Krone oder die not­
wendige Extraktion eines Zahnes im Rahmen der Maß­
nahmen zur Umformung eines Kiefers) sind dagegen 
bei Behandlungen nach dem 31. 12. 1987 nach den neuen 
Vorschriften abzurechnen. 

Im Einvernehmen mit dem Innenminister. 

- MB!. NW. 1988 S. 130. 

Rechtsstatus der Ev. Fachhochschule 
Rheinland-Westfalen-Lippe und 

ihrer Studentenschaft 

Landeskirchenamt 
Az.: 2974/D 27-01 

Bielefeld, den 18. 1. 1988 

Nachstehend geben wir folgendes Gesetz des 
Landes Nordrhein-Westfalen (GV.NW. 1987 S. 487) 
zur Kenntnis: 

Gesetz 
über die Evangelische Fachhochschule 

Rheinland-Westfalen-Lippe 
Vom 10. Dezember 1987 

Der Landtag hat das folgende Gesetz beschlos­
sen, das hiermit verkündet wird: 

§ 1 
Die nach kirchlichem Recht errichtete Evangeli­

sche Fachhochschule Rheinland-Westfalen-Lippe 
ist eine Körperschaft des öffentlichen Rechts. 

§ 2 
Die nach kirchlichem Recht errichtete Studen­

tenschaft ist eine rechtsfähige Gliedkörperschaft, 
der die an der Hochschule eingeschriebenen Stu­
denten angehören. Sie hat das Recht der Selbstver­
waltung und der Erhebung von Beiträgen. Sie hat 
gemäß der durch die Kirchen in § 42 Abs. 3 des 
Kirchenvertrages vom 15./22./30. Juli 1971 in der 
geänderten Fassung vom 16. Februar/ 14./28. Juni 
1983 getroffenen Bestimmung die Aufgaben, die 
den Studentenschaften an staatlichen Hochschu­
len des Landes Nordrhein-Westfalen gesetzlich zu­
stehen. 

§3 

(1) Die Satzung der Fachhochschule und Ände­
rungen der Satzung bedürfen der Genehmigung 
des für das Hochschulwesen zuständigen Ministers 
im Einvernehmen mit dem für Kirchenangelegen­
heiten zuständigen Minister. 

(2) Die Satzung der Stundentenschaft und 
Änderungen der Satzung bedürfen der Genehmi­
gung des Rektorats und des Kuratoriums. Die 
Genehmigung des Kuratoriums bedarf des Einver­
nehmens mit dem für das Hochschulwesen zustän­
digen Minister. 

(3) Die Genehmigung (Absatz 1) und das Ein­
vernehmen (Absatz 2) sind zu versagen, wenn die 
Regelung nicht in Einklang mit dem geltenden 
Recht steht. 

(4) Die Vorschriften der §§ 74 bis 77 des Fach­
hochschulgesetzes (FHG) über die Anerkennung 
von Fachhochschulen bleiben unberührt. 

§4 

Die Fachhochschule kann Kirchenbeamte 
haben. 
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§ 5 

Landesrechtliche Vorschriften für Religionsge­
meinschaften, die den Rechtsstatus einer Körper­
schaft des öffentlichen Rechts besitzen, gelten 
auch für die Evangelische Fachhochschule Rhein­
land-Westfalen-Lippe. 

§6 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkün­
dung in Kraft. Gleichzeitig tritt das Gesetz betref­
fend die Errichtung einer Fachhochschule durch 
die Evangelische Kirche im Rheinland, die Evange­
lische Kirche von Westfalen und die Lippische 
Landeskirche als Anstalt des öffentlichen Rechts 
vom 16. Juli 1971 (GV.NW. S. 194) außer Kraft. 

Düsseldorf, den 10. Dezember 1987 

Die Landesregierung 
des Landes Nordrhein-Westfalen 

Der Ministerpräsident 
(L.S.) Johannes Rau 

Der Kultusminister 
Sch wier 

Der Minister für Wissenschaft 
und Forschung 
Anke Brunn 

Abschlußkolloquien 
für die Aufbauausbildung 

Landeskirchenamt 
Az.: C 18-15/2 

Bielefeld, den 2. 2. 1988 

Abschlußkolloquien nach §§ 8, 9 und 10 der 
Ordnung für die Ausbildung und den Dienst der 
Mitarbeiter in Verkündigung, Seelsorge und Bil­
dungsarbeit (VSBMO i.d.F. d. Bek. v. 20. 11. 1984 
[KABl. S. 107), Änderung v. 17. 12. 1987 [KABl. 1988 
S. 1)) finden statt am 

Montag, dem 19. September 1988. 
Mitarbeiter müssen sich zum Kolloquium nach 

erfolgreicher Teilnahme an den vorgeschriebenen 
Lehrgängen (§ 8 VSBMO) beim Landeskirchenamt 
schriftlich anmelden. Die Meldung muß spätestens 
6 Wochen vor dem Termin des Kolloquiums beim 
Landeskirchenamt eingehen. Ihr sind Nachweise 
über den erfolgreichen Abschluß der vorgeschrie­
benen Lehrgänge sowie ein ausführlicher schrift­
licher Bericht über die derzeitige Berufstätigkeit 
und ein Vorschlag für ein Thema aus den Lehrgän­
gen oder aus dem Praxisbereich zum Inhalt des 
Kolloquiums beizufügen. 

Die Inhalte des Kolloquiums ergeben sich zum 
einen durch das vom Mitarbeiter selbst benannte 
Thema aus den Lehrgängen oder aus dem Praxis­
bereich und zum anderen aus einem von dem 
Ausschuß für die Durchführung des Kolloquiums 
festgelegten Thema. 

Die Zulassung zum Kolloquium am 19. Septem­
ber 1988 wird den Mitarbeitern bis spätestens 
8. August 1988 schriftlich mitgeteilt. 

Kurseelsorge in der Ev. Kirchenge­
meinde Olsberg 

Landeskirchenamt 
Az.: 3565/C 10-15 

Bielefeld, den 27. 1. 1988 

Für die Zeit vom 18. 7. bis 15. 8. 1988 wird für 
einen Kurpredigerdienst in der Evangelischen Kir­
chengemeinde Olsberg (Kirchenkreis Arnsberg) 
ein(e) Pfarrer(in)/Pastor(in) gesucht. Grundlage für 
den Dienst sind die Richtlinien für den Kurpredi­
gerdienst in der Evangelischen Kirche von W estfa­
len vom 10. 6. 1983 (KABl. S. 101). Bewerbungen 
für diesen Kurpredigerdienst sind baldmöglichst 
an das Landeskirchenamt in Bielefeld zu richten. 
In dem Bewerbungsschreiben ist anzugeben, ob 
und wann der Bewerber schon einmal als Kur­
prediger tätig war. 

Bei einem 4-wöchigen Kurpredigerdienst im 
Jahr wird bei Pfarrern/Pastoren(innen) der Evange­
lischen Kirche von Westfalen die Hälfte der Zeit 
nicht auf den Urlaub des Kurpredigers ange­
rechnet. 

Neben der Vergütung für 4 Wochen in Höhe von 
600,- DM werden die Fahrtkosten für Hin- und 
Rückreise zwischen Heimatort und Ort des Kur­
predigerdienstes in Höhe des Bundesbahntarifes 
2. Klasse erstattet. Die Kirchengemeinde stellt dem 
Kurprediger für seine Person freie Unterkunft zur 
Verfügung. Sofern der Kurprediger seine Familie 
mitbringt, sorgt die Kirchengemeinde für eine 
angemessene Wohnung. In diesem Fall muß der 
Kurprediger jedoch einen Eigenanteil überneh­
men, über den jeweils zu entscheiden ist. 

Urkunde über eine Pfarrstellen­
errichtung 

Aufgrund von § 1 Abs. 1 des Kirchengesetzes 
über die kreiskirchlichen Pfarrstellen in der Evan­
gelischen Kirche von Westfalen in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 6. Dezember 1985 wird nach 
Anhörung der Beteiligten hierdurch folgendes fest­
gesetzt: 

§ 1 
Im Kirchenkreis Herne wird eine ( 4.) Pfarrstelle 

errichtet. 

§2 

Die Urkunde tritt am 11. März 1988 in Kraft. 

Bielefeld, den 18. Januar 1988 

Evangelische Kirche von Westfalen 
Die Kirchenleitung 

(L.S.) Dringenberg Dr. Beyer 
Az.: 7952/III/Herne VI/4 
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Urkunde über eine Pfarrstellen­
errichtung 

Aufgrund von § 1 Abs. 1 des Kirchengesetzes 
über die kreiskirchlichen Pfarrstellen in der Evan­
gelischen Kirche von Westfalen in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 6. Dezember 1985 wird nach 
Anhörung der Beteiligten hierdurch folgendes fest­
gesetzt: 

§ 1 
Im Kirchenkreis Steinfurt-Coesfeld-Borken 

wird eine (4.) Pfarrstelle errichtet. 

§2 
Die Urkunde tritt am 1. März 1988 in Kraft. 

Bielefeld, den 18. Januar 1988 

Evangelische Kirche von Westfalen 
Die Kirchenleitung 

(L.S.) Dringenberg Dr. Beyer 
Az.: 29208/11/Steinfurt VI/4 

Urkunde über die Aufhebung einer 
Pfarrstelle 

Aufgrund von Artikel 11 der Kirchenordnung 
der Evangelischen Kirche von Westfalen vom 
1. Dezember 1953 wird nach Anhörung der Betei­
ligten folgendes festgesetzt: 

§ 1 
In der Evangelischen Kreuz-Kirchengemeinde 

Herne, Kirchenkreis Herne, wird die ( 4.) Pfarrstelle 
aufgehoben. 

§ 2 

Die Urkunde tritt am 1. April 1988 in Kraft. 

Bielefeld, den 9. Februar 1988 

Evangelische Kirche von Westfalen 
Die Kirchenleitung 

(L.S.) Demmer Dr. Beyer 
Az.: 4053/Herne-Kreuz 1 (4) 

Jahrestagung und Rüstzeit der 
Evangelischen Küstervereinigung 

Westfalen-Lippe 

Landeskirchenamt 
Az.: 04297/A 7-12 

Bielefeld, den 1. 2. 1988 

Die Ev. Küstervereinigung Westfalen-Lippe lädt 
hiermit zum diesjährigen Küstertag die haupt­
und nebenamtlichen Küster(innen) und Haus­
meister(innen) nach Bielefeld/Bethel ein. 

Die anschließende Rüstzeit findet in „Haus 
Reineberg" in Hüllhorst statt. 

84:. Jahrestagung 
am Montag, 6. Juni 1988, in Bielefeld/Bethel 

Tagesfolge: 
10.00 Uhr Festgottesdienst- Zions-Kirche (Bethel) 

Predigt: Pastor Johannes Busch (Bethel) 
11.45 Uhr Eröffnung und Begrüßung der Gäste 

und der Teilnehmer im Assapheum, 
durch den 1. Vorsitzenden Willy Meier 
(Bünde) 

14.00 Uhr Mitgliederversammlung 
15.30 Uhr Vortrag 

,,Verantwortung tragen für Menschen -
verantwortlich leben für Gott." 
Referent: Pastor Alexander Funke (Bie­
lefeld) 

Nach Abschluß der Tagung fahren die Rüstzeit­
teilnehmer nach „Haus Reineberg". 

Der Tagungsbeitrag (Küstertag) beträgt 
30,- DM. Es bestehen keine Bedenken, daß die 
Presbyterien die Tagungs- und Fahrtkosten über­
nehmen. 

Der Tagungsbeitrag ist am Tagungsort gegen 
Quittung zu entrichten. 

Anmeldung an das Volksmissionarische Amt 
der EKvW, Röhrchenstr. 10, 5810 Witten, bis späte­
stens 15. Mai 1988. 

Rüstzeit 
für haupt- und nebenberufliche Küster(innen) und 
Hausmeister(innen) in der Evangelischen Kirche 

von Westfalen und Lippe 

Termin: 6.-10. Juni 1988 
Ort: Haus Reineberg, Hüllhorst (Kirchenkreis Lüb­
becke) 
Leitung: Küster Willy Meier, Bünde 

Programm 
Montag, 6. Juni 
Anreise bis 17 .30 Uhr 
Eröffnung und Vorstellung der Teilnehmer 

Dienstag, 7. Juni 
Bibelarbeit - Pfr. Linke, Bünde (Text: Das Buch 
Jona) 
Das Verständnis des Abendmahls - erläutert an 
modernen Abendmahlsdarstellungen. 
Referenten: Pfr. Bessel / Herr Goecke 
Verschiedene Formen der Abendmahlsfeiern in 
den christlichen Kirchen und ihre theologische 
Begründung. 
Referent: Pfr. Bessel 

Mittwoch, 8. Juni 
Bibelarbeit - Pfr. Linke, Bünde (Text: Das Buch 
Jona) 
Die Ausschmückung des Altars und des Altar­
raumes mit einfachen Mitteln (wildwachsende Blu­
men, Gräser usw.) 
Eine festliche Mahlzeit (Biblisches Mahl) 
Leitung: Pfr. Bessel 
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Donnerstag, 9. Juni 
Bibelarbeit - Pfr. Linke, Bünde (Text: Das Buch 
Jona) 
Dienst- und Arbeitsrecht (Arbeitsvertrag/Dienst­
anweisung) 
Leitung: Küster Hans Wargalla, Siegen. 
Christsein in Indonesien - ein Augenzeuge berich­
tet. (Dia-Vortrag) 
Referent: Herr Goecke. 

Freitag, 10. Juni 
Bibelarbeit - Pfr. Linke, Bünde (Text: Das Buch 
Jona) 
Anschließend Abschlußgespräch 

Abfahrt der Rüstzeitteilnehmer nach dem Mit­
tagessen. 

Tagungsbeitrag: 80,- DM, zu entrichten am Ta­
gungsort. 

Anmeldung: Bis zum 15. Mai 1988 an das Volks­
missionarische Amt der EKvW, Röhrchenstr. 10, 
5810 Witten. 

Wer bis 8 Tage vor Rüstzeitbeginn keine Absage 
erhält, kann teilnehmen. 

Pfarrstelle mit eingeschränktem 
pfarramtlichen Dienst 

Landeskirchenamt 
Az.: 4056/Schwelm 1 (2) 

Die Kirchenleitung hat die 

Bielefeld, den 4. 2. 1988 

2. Pfarrstelle der Evang. Kirchengemeinde 
Schwelm, Kirchenkreis Schwelm, 
als Stelle festgestellt, in der gemäß Artikel 11 
Absatz 2 der Kirchenordnung der Evangelischen 
Kirche von Westfalen eingeschränkter pfarramtli­
cher Dienst wahrgenommen werden kann. 

Ständige Stellen für den Hilfsdienst 

Landeskirchenamt 
Az.: C 3-61 

Bielefeld, den 4. 2. 1988 

Die Kirchenleitung hat beschlossen, zum 1. 
März 1988 folgende ständige Stellen für den Hilfs­
dienst einzurichten: 
Kirchengemeinde Ende (Gemeindearbeit), Kir­
chenkreis Hagen; 
Kirchenkreisverband Herford, Lübbecke, Minden 
und Vlotho (Telefonseelsorge); 
Kirchengemeinde Borken (Gemeindearbeit), Kir­
chenkreis Steinfurt-Coesfeld-Borken. 

In vorgenannte ständige Stellen für den Hilfs­
dienst ist eine Einweisung möglich. 

Die Einweisung in eine ständige Stelle für den 
Hilfsdienst erfolgt nach Maßgabe von § 6 des 
Ausführungsgesetzes zum Hilfsdienstgesetz der 
Ev. Kirche der Union vom 16. 11. 1985 in der Fas­
sung vom 13.11.1986 (KABl. S. 219). 

Anträge auf Einweisung in eine ständige Stelle 
für den Hilfsdienst sind an das Landeskirchenamt 
zu richten. Antragsberechtigt ist, wer die von der 
Ev. Kirche von Westfalen zuerkannte Anstellungs­
fähigkeit als Pfarrer besitzt. 

Persönliche und andere Nachrichten 

Ordiniert wurden: 
Pastor im Hilfsdienst Ernst-Martin Barth am 
19. Dezember 1987 in Euer-Erle; 
Pastor im Hilfsdienst Burkhard Be c k heuer am 
17. Januar 1988 in Iserlohn; 

Pastorin im Hilfsdienst Bettina vom Br o c k e am 
17. Januar 1988 in Lüdenscheid-Hellersen; 
Pastorin im Hilfsdienst Sabine Co r n e li s e n -
Dehling am 31. Januar 1988 in Hervest-Dorsten; 

Pastor im Hilfsdienst Paul-Gerhard Diehl am 
13. Dezember 1987 in Hagen; 
Pastor im Hilfsdienst Christhard Ebert am 
7. Februar 1988 in Bielefeld; 

Pastorin im Hilfsdienst Susanne E er e n s t ein am 
17. Januar 1988 in Hemer; 
Pastor im Hilfsdienst Joachim Gent z am 
14. Februar 1988 in Bochum-Gerthe; 

Pastorin im Hilfsdienst Anke Göd er s man n am 
7. Februar 1988 in Hagen-Haspe; 
Pastorin im Hilfsdienst Ursula G o 1 dm an n am 
24. Januar 1988 in Herten-Scherlebeck; 

Pastor im Hilfsdienst Andreas He i t 1 an d am 
17. Januar 1988 in Bielefeld; 
Pastor im Hilfsdienst Friedrich-Wilhelm Her­
manni am 10. Januar 1988 in Iserlohn; 

Pastor im Hilfsdienst Hartmut Hermj ako b am 
14. Februar 1988 in Bielefeld; 
Pastor im Hilfsdienst Ralph Dieter Knöfler am 
17. Januar 1988 in Rheine; 

Pastor im Hilfsdienst Eckhardt L o er am 17. Ja­
nuar 1988 in Weitmar-Markt; 
Pastor im Hilfsdienst Uwe Lorenz am 10. Januar 
1988 in Gütersloh; 

Pastor im Hilfsdienst Bernd Lors bach am 10. Ja­
nuar 1988 in Kaan-Marienborn; 
Pastor im Hilfsdienst Ingo Maxeiner am 20. De­
zember 1987 in Unna; 

Pastor im Hilfsdienst Jürgen Nass am 10. Januar 
1988 in Lengerich; 
Pastor im Hilfsdienst Helmut Pietsch am 14. Fe­
bruar 1988 in Minden-Todtenhausen; 

Pastor im Hilfsdienst Michael Po s t z ich am 
10. Januar 1988 in Wittekindshof; 
Pastor im Hilfsdienst Joachim Sc hier b au m am 
20. Dezember 1987 in Holtrup-Uffeln; 

Pastor im Hilfsdienst Matthias St o r c k am 13. De­
zember 1987 in Münster; 
Pastor im Hilfsdienst Thomas Webe 1 am 15. Fe­
bruar 1988 in Oberdorstfeld; 

Pastor im Hilfsdienst Hartmut Wortmann am 
7. Februar 1988 in Herten; 
Pastorin im Hilfsdienst Brigitte Z y w i t z am 
20. Dezember 1987 in Hennen; 

Pastor im Hilfsdienst Paul Gerhard Zywitz am 20. 
Dezember 1987 in Hennen. 
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Die Anstellungsfähigkeit als Pfarrerin in der 
Evang. Kirche von Westfalen wurde zuerkannt: 
Pastorin im Hilfsdienst Angelika A h 1, Kierspe, 
zum 1. Februar 1988; 
Pastorin im Hilfsdienst Renate G um p r ich, 
Ahlen, zum 5. Februar 1988; 
Pastorin Christa Lau g w i t z, Roxel, zum 
9. Februar 1988. 

Berufen sind: 
Pfarrer Jürgen Bahren b er g zum Pfarrer der 
Evang. Kirchengemeinde Drewer-Nord (2. Pfarr­
stelle), Kirchenkreis Recklinghausen; 
Pastor im Hilfsdienst Bernd B arte 1 heim er zum 
Pfarrer der Evang. Kirchengemeinde Waltrop 
(1. Pfarrstelle), Kirchenkreis Recklinghausen; 
Pastor im Hilfsdienst Wilhelm Biermann zum 
Pfarrer des Kirchenkreises Bielefeld (13. Pfarr­
stelle); 
Pastor im Hilfsdienst Hans-Jörg Kr ö c k er t zum 
Pfarrer der Evang.-Luth. Kirchengemeinde Elsey 
in Hohenlimburg (1. Pfarrstelle), Kirchenkreis Iser­
lohn; 
Pastor im Hilfsdienst Peter Sinn zum Pfarrer der 
Evang. Kirchengemeinde Lippstadt (1. Pfarrstelle), 
Kirchenkreis Soest; 
Pastorin im Hilfsdienst Ulrike Steinmann zur 
Pfarrerin der Evang. Petri-Kirchengemeinde Biele­
feld (3. Pfarrstelle), Kirchenkreis Bielefeld; 
Pastor im Hilfsdienst Martin Weh n zum Pfarrer 
des Kirchenkreises Iserlohn (11. Pfarrstelle); 
Pastor im Hilfsdienst Thomas Werner zum Pfar­
rer der Evang. Kirchengemeinde Gevelsberg 
(6. Pfarrstelle), Kirchenkreis Schwelm. 

In den Wartestand versetzt worden ist: 
Pfarrerin Stephanie Eyter-Teuchert, Evang. 
Kirchengemeinde Kamen (1. Pfarrstelle), Kirchen­
kreis Unna, gemäß§ 61 a Abs. 1 PIDG. 

Entlassen sind: 
Pastor im Hilfsdienst Helmut St o 11, bisher beur­
laubt für den hauptamtlichen Dienst in der Militär­
seelsorge, in den Dienst der Nordelbischen Evang.­
Luth. Kirche; 
Pastor im Hilfsdienst Hans-Joachim Zäh 1 e, bis­
her beurlaubt für den hauptamtlichen Dienst in der 
Militärseelsorge, in den Dienst der Evang. Kirche 
in Berlin-Brandenburg (Berlin-West). 

Beendigung des Hilfsdienstes gemäß § 2 Abs. 1 
Satz 1 AGHDG: 
Pastorin im Hilfsdienst Christel S c h m i d t, 
Evang. Kirchengemeinde Werne/Lippe, Kirchen­
kreis Hamm, mit Ablauf des 18. März 1988. 

In den Ruhestand getreten sind: 
Pfarrer Reinhard Baumann, Pfarrer der Evang.­
Luth. Wichernkirchengemeinde Bad Oeynhausen 
(1. Pfarrstelle), Kirchenkreis Vlotho, zum 
1. Februar 1988; 
Pfarrer Theodor M ü n c h m e y er, Pfarrer der 
Evang. Möhne-Kirchengemeinde (1. Pfarrstelle), 
Kirchenkreis Soest, zum 1. Februar 1988; 

Pfarrer Hubert Sc h 1 u g, Pfarrer der Evang. Kir­
chengemeinde Röhlinghausen (1. Pfarrstelle), 
Kirchenkreis Herne, zum 1. Februar 1988; 
Pfarrer Paul-Gerhard van Spankeren, Pfarrer 
der Evang. Kirchengemeinde Drewer-N ord (2. 
Pfarrstelle), Kirchenkreis Recklinghausen, zum 
1. Februar 1988. 

Verstorben sind: 
Pfarrer Dietrich Bö n in g, Pfarrer der Evang. Kir­
chengemeinde Bockum-Hövel, Kirchenkreis 
Hamm, und Vorsitzender der Westfälischen Dia­
spora-Pfarrer-Konferenz, am 4. Januar 1988 im 
Alter von 58 Jahren; 
Pfarrer i. R. Walter B ö c k er, zuletzt Pfarrer in 
Dortmund-Melanchthon, Kirchenkreis Dortmund­
Mitte, am 27. Dezember 1987 im Alter von 
76 Jahren; 
Pfarrer i. R. Walter Dr ob n i t z k y, zuletzt Pfarrer 
in Münster-Apostel, Kirchenkreis Münster, am 
22. Januar 1988 im Alter von 87 Jahren; 
Pfarrer i. R. Dr. phil. Albrecht Stenge r, zuletzt 
Pfarrer in Dortmund-Mengede, Kirchenkreis Dort­
mund-West, am 4. Januar 1988 im Alter von 
91 Jahren; 
Pfarrer i. R. Karl Windhorst, zuletzt Pfarrer in 
Schildesche, Kirchenkreis Bielefeld, am 6. Februar 
1988 im Alter von 79 Jahren. 

Zu besetzen sind: 
a) die Kreispfarrstellen, für die Bewerbungsgesu­

che an den Herrn Superintendenten zu richten 
sind: 
2. Kreispfarrstelle Herford (Krankenhausseel­
sorge); 
4. Kreispfarrstelle Herne (Sozialpfarramt); 
12. Kreispfarrstelle Iserlohn (Diakonie); 
12. Kreispfarrstelle Recklinghausen (Ju­
gendarbeit); 
4. Kreispfarrstelle Stein fu rt-C oe s feld­
B o r ken (Jugendarbeit); 

b) die Gemeindepfarrstellen, für die Bewerbungs­
gesuche an die Presbyterien durch den Super­
intendenten des jeweiligen Kirchenkreises zu 
richten sind: 
I. Kirchengemeinden mit Luthers Katechis­
mus: 
1. Pfarrstelle der Evang.-Luth. Kirchenge­
meinde B ab b e n hausen -0 b erbe c k s e n, 
Kirchenkreis Vlotho; 
2. Pfarrstelle der Evang. Kirchengemeinde 
Bad Driburg, Kirchenkreis Paderborn; 
2. Pfarrstelle der Evang. Paulus-Kirchenge­
meinde Dortmund, Kirchenkreis Dortmund­
Mitte; 
2. Pfarrstelle der Evang.-Luth. Kirchenge­
meinde G lad beck-Bra uck, Kirchenkreis 
Gladbeck-Bottrop; 
1. Pfarrstelle der Evang. Kirchengemeinde 
Ha 1 t er n , Kirchenkreis Recklinghausen; 
3. Pfarrstelle der Evang. Kirchengemeinde 
Halver, Kirchenkreis Lüdenscheid; 
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2. Pfarrstelle der Evang. Kirchengemeinde 
Ha r p e n, Kirchenkreis Bochum; 
1. Pfarrstelle der Evang. Kirchengemeinde 
Herbe de, Kirchenkreis Hattingen-Witten; 
2. Pfarrstelle der Evang. Kirchengemeinde 
Lad bergen, Kirchenkreis Tecklenburg; 
4. Pfarrstelle der Evang. Christus-Kirchenge­
meinde Lüden s c h e i d, Kirchenkreis Lüden­
scheid; 
1. Pfarrstelle der Evang. Kirchengemeinde 
M ö h n e, Kirchenkreis Soest; 
1. Pfarrstelle der Evang. Kirchengemeinde 
Rhynern-Drechen, Kirchenkreis Hamm; 
2. Pfarrstelle der Evang. Kirchengemeinde 
Rott hausen, Kirchenkreis Gelsenkirchen; 
1. Pfarrstelle der Evang.-Luth. Kirchenge­
meinde Sc h 1 ü s s e 1 b ur g, Kirchenkreis Min­
den; 

II. Kirchengemeinden mit dem Heidelberger 
Katechismus: 
1. Pfarrstelle der Evang. Kirchengemeinde 
Bad Laasphe, Kirchenkreis Wittgenstein; 
2. Pfarrstelle der Evang. Kirchengemeinde 
Fe u dingen, Kirchenkreis Wittgenstein; 
1. Pfarrstelle der Evang. Kirchengemeinde 
W i 1 n s d o r f, Kirchenkreis Siegen. 

Ernannt ist: 
Oberstudienrat i. K. Dr. Ernst-Dieter Köppe r 
zum Studiendirektor im Kirchendienst (i. K.) als 
stellvertretender Schulleiter des Söderblom-Gym­
nasiums in Espelkamp. 

Berufung zum Kreiskirchenmusikwart: 
Herr Kantor Wolfgang Bahn ist mit Wirkung vom 
1. April 1988 für die Dauer von fünf Jahren zum 
Kreiskirchenmusikwart des Kirchenkreises Vlotho 
berufen worden. Die Berufung erfolgte durch den 
Kreissynodalvorstand im Einvernehmen mit dem 
Landeskirchenamt und den kirchenmusikalischen 
Verbänden. 

Berufung zum Kreiskirchenmusikwart: 
Herr Kantor J ost Sc h mit h a 1 s ist mit Wirkung 
vom 1. Januar 1988 für die Dauer von fünf Jahren 
zum Kreiskirchenmusikwart des Kirchenkreises 
Paderborn (Ostteil) berufen worden. Die Berufung 
erfolgte durch den Kreissynodalvorstand im Ein­
vernehmen mit dem Landeskirchenamt und den 
kirchenmusikalischen Verbänden. 

Prüfung von Kirchenmusikern: 
Die Mittlere Urkunde über die Anstel­
lungsfähigkeit als B-Kirchenmusiker 
hat nach Ablegung der entsprechenden kirchen­
musikalischen Prüfung erhalten: 
Stephan Orth, Karl-Fenske-Str. 58, 4600 Dort­
mund l. 

Prüfung von Kirchenmusikern: 
Die K 1 eine Urkunde über die Ans t e 1-
1 u n g s fähig k e i t als C-Kirchenmusiker 
haben nach Ablegung der entsprechenden kirchen­
musikalischen Prüfung erhalten: 

Barbara Beier, Girondelle 2, 4600 Dortmund 1; 
Sabine C 1 au ß n i t z er, Halden weg 67, 4950 Min­
den; 
Anja Koch, Klönnestraße 17, 4600 Dortmund 1. 

Stellenangebote: 

Das Diakonische Werk Elberfeld sucht die/den 
Leiterin/Leiter des kameralen Finanzwesens. 

Zu den Aufgaben, die selbständig und verant­
wortungsvoll zu erledigen sind, gehören insbeson­
dere: 

Haushaltsplanung, kassen- und buchungstech­
nische Abwicklung (Volumen z.Z. ca. 10 Mio. DM 
über EDV), Überwachung der Forderungen und 
Verbindlichkeiten, Erstellung der Abschlüsse 
sowie Rechnungslegung. 

Neben überdurchschnittlichen Kenntnissen des 
HKR-Wesens wären kfm.-wirtschaftliche Fähigkei­
ten vorteilhaft. 

Die Kasse arbeitet eng mit den Mitarbeitern der 
verschiedenen Sozialfeldern zusammen. 

Bewerberinnen/er müssen der Ev. Kirche ange­
hören und Interesse am diakonischen Dienst unse­
rer Kirche haben. 

Je nach Qualifikation (mind. 1. Verwaltungsprü­
fung) kann die Vergütung bis zu BAT IV b erfolgen, 
zuzüglich Sozialleistungen des öffentlichen Dien­
stes. 

Bewerbungen werden erbeten an das Diakoni­
sche Werk des Kirchenkreises Elberfeld, De­
weerthstr. 177, 5600 Wuppertal 1. Nähere Aus­
künfte gibt gerne der Geschäftsführer, Herr Reiter 
(0202/4 93 94 63). 

Die Kirchliche Zusatzversorgungskasse Rhein­
land-Westfalen - Anstalt des öffentlichen Rechts -
sucht zum 1. Oktober 1988 oder früher für die Ge­
schäftsleitung eine(n) 2. Geschäft sführer(in) 
für das Ressort Versicherungs- und Leistungs­
recht. 

Die Zusatzversorgungskasse ist eine Einrich­
tung der Ev. Kirche im Rheinland und der Ev. 
Kirche von Westfalen und hat die Aufgabe, nicht­
beamteten Mitarbeitern eine zusätzliche Alters­
und Hinterbliebenenversorgung zu gewähren. Die 
Kasse beschäftigt zur Zeit 70 Mitarbeiter und wird 
kaufmännisch verwaltet. 

Gesucht wird eine verantwortungsbewußte und 
entscheidungsfreudige Persönlichkeit evangeli­
scher Konfession, die über fundierte Kenntnisse im 
gesamten Versorgungsrecht des öffentlichen Dien­
stes verfügt und ein hohes Maß an Integrations­
und Kooperationsfähigkeit besitzt. 

Die Stelle ist bewertet nach BAT-KF I b; Bewer­
bern mit Beamtenstatus wird ggf. die Übernahme 
in das Kirchenbeamtenverhältnis ermöglicht. 

Die Bewerbungsunterlagen erbitten wir an die 
Geschäftsführung der Kasse. Telefonische Rück­
fragen sind unter der Rufnummer 0231/5779121 
(Herr Witte oder Herr Bremer) möglich. 
Kirchliche Zusatzversorgungskasse Rheinland­
Westfalen, Olpe 35, 4600 Dortmund 1. 
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Neu erschienene Bücher 
und Schriften 

Die Buchbesprechungen werden allein von den jeweiligen Rezen­
senten verantwortet 

Zeitschrift 
,,Humanis". Erscheinungsweise vierteljährlich, 

Belser Verlag, Falkertstr. 73, 7000 Stuttgart 1, Ein­
zelheft 29,80 DM. 

Diese Zeitschrift ist eine Novität auf dem 
unübersehbaren Markt der Periodica. Ihr Unterti­
tel lautet: ,,Internationales Forum für Kunst und 
Wissenschaft". Die Zeitschrift ist bisher in Mailand, 
New York und Paris in italienischer, englischer 
und französischer Sprache erschienen. Nun gibt es 
eine deutsche Edition; eine spanische und eine 
japanische Ausgabe werden folgen. Eine weltweite 
Publikation! Kein Eurozentrismus! Die Einzelaus­
gaben unterscheiden sich nur in der Sprache. Kul­
tur und Wissenschaft werden weltweit gesehen und 
rezipiert. Für die Wissenschaft ist das längst selbst­
verständlich; daß aber nun Kultur - in ihrem 
Eigenbereich und in Verbindung mit Wissenschaf­
ten - dazu kommt, darf nicht unterschätzt werden. 

Die Zeitschrift lebt von dem lebendigen Mitein­
ander von Wort und Bild; jede Ausgabe hat 112 
Seiten und über 100 (oft großformatige und farbige) 
Abbildungen. Deutsche Autoren sind in der Her­
ausgeberschaft, im wissenschaftlichen Beirat und 
als Verfasser bzw. Gestalter kaum vertreten; das 
wird sich bald ändern, wie der zuständige deutsche 
Redakteur versichert. 

Die Gliederung: ,,Schauplatz" (bisherige Regio­
nen: Mexiko, Indien/Tibet, Sahelzone); ,,Ursprung 
des Lebens"; ,,Forum der Ideen"; ,,Kunst"; ,,Litera­
tur"; ,,Museen". Die Fülle der Aspekte ist erregend; 
die Zusammenordnung darf als gelungen bezeich­
net werden. Großartige Zusammenarbeit von 
Künstlern und Wissenschaftlern. Kein einseitig 
geprägter Hintergrund. Produktive Vielfalt in den 
Ansätzen. Weder Synkretismus noch Esoterik. 
„Humanis" wird - in jeweils vier Heften - zu einem 
Jahrbuch werden, das man sammeln kann. Was mir 
besonders aufgefallen ist: in den Heften findet sich 
keine Werbung (die doch sonst erst das Erscheinen 
von Periodica ermöglicht). Vielleicht bietet die 
Internationalität der Zeitschrift die Möglichkeit, 
ohne Werbeeinnahmen „über die Runden zu kom­
men". Oder stecken Mäzene hinter dem Werk? 

Wer das Heft kennenlernen will, mag sich beim 
Verlag zunächst eine informative „Werbebroschüre 
schicken lassen; oder man fordert gleich ein Einzel­
heft (zum oben angegebenen Preis) an. (Bei Sub­
skription beträgt der Preis des Einzelheftes 
24,- DM.) K.-F.W. 

Der Kreuz Verlag in Stuttgart hat ein reichhalti­
ges Programm. Aus den Neuerscheinungen des 
Jahres 1987 werden im folgenden zehn Bände 
vorgestellt. 
- Wilhard und Kristin Becker, ,,Glaube in wach­

senden Ringen". Unsere religiöse Erziehung, 
157 S., geb., 19,80 DM; 

- Elisabeth van Hoesel, ,,Liebesmüh mit alten 
Eltern". Aus dem Tagebuch einer guten Tochter, 
158 S., geb., 19,80 DM; 

- Marga Bührig, ,,Spät habe ich gelernt, gerne 
Frau zu sein". Eine feministische Autobiogra­
phie, 258 S., geb., 32,- DM. 
Ein Ehepaar - sie Mitarbeiterin in Eheseminaren 

und auf Frauentagungen, er freikirchlicher Pastor 
und Psychotherapeut - gibt Auskunft über die 
Prägung im eigenen Elternhaus und stellt sich mit 
seiner religiösen Erziehung dem Urteil seiner fünf 
erwachsenen Kinder. Hier werden weite Erfahrun­
gen ausgebreitet: die Innenansicht einer christli­
chen Familie. Dazu theologische und psychologi­
sche Überlegungen: ,,Soll man seine Kinder reli­
giös erziehen?" ,,Wer erzieht wen?" ,,Wenn Kinder 
,andere Wege' gehen." ,,Neurotischer Glaube oder 
befreiende Frömmigkeit." Das Buch gibt Eltern 
und heranwachsenden Kindern Mut, aus der 
Sprachlosigkeit des Glaubens herauszukommen. 

Elisabeth van Hoesel stammt aus einer holländi­
schen Beamtenfamilie. In den Niederlanden hat ihr 
Buch ein breites Echo ausgelöst. Die Tochter 
erzählt von alltäglichen Szenen - spannend, enga­
giert, auch klagend und dankbar. Vor allem aber 
ehrlich. Sie begleitet ihre Eltern bis zum Tod. Eine 
wichtige Lektüre für die mittlere und ältere Gene­
ration. Elisabeth van Hoesel scheut keine oft ver­
schwiegene Frage oder Schwierigkeit. 

Auch das dritte Buch ist aus der Erfahrung 
heraus geschrieben. Marga Bührig, Schweizerin, ist 
Germanistin und Theologin, hat in vielen ökumeni­
schen Gremien mitgearbeitet und ist seit 1983 
Mitglied des Ökumenischen Rates der Kirchen. Sie 
hat sich schon in ihren Studienjahren in der Frau­
enbewegung engagiert. Die Biographie mündet ein 
in ihr feministisches Engagement heute. Feministi­
sche Theologie im biographischen Kontext: eine 
notwendige Ergänzung der Frauenliteratur. Ein 
zeitgeschichtlich wertvolles Buch - nicht nur für 
Frauen. 

- Joachim Thiele (Hrsg.): ,,Ehe". Das Buch vom 
Leben zu zweit, 317 S., geb., 49,- DM. 

- Manfred Mai (Hrsg.), ,,Ergriffen vom Wunder des 
Lebens". Plötzlich zu dritt, 245 S., geb., 24,80 DM; 
Johannes Thiele hat Geschichten, Gedichte, 

nachdenklich machende Texte und Bilder gesam­
melt. Überschriften aus einigen Kapiteln: ,,Was 
halten Sie von der Ehe?" ,,Das Fest des Alltags." 
,,Das Glück, ein Paar zu sein." ,,Kritische Zeiten." 
„Die Einsamkeit zu zweit." Ein festliches Geschenk 
für alle Tage und Anlässe einer Ehe. 

Manfred Mai hat Geschichten „aus dem Leben" 
gesammelt. Von der großen Bereicherung. Von 
Überraschungen. Von unerwarteten Erfahrungen. 
Vom Wunder des Lebens. Keine Künstelei und 
keine Resignation. Man möchte das Buch vielen 
(werdenden) Eltern wünschen. Gewiß wird es auch 
von Großeltern gern gelesen. 

- Jorgos Canacakis, ,,Ich sehe deine Trauer''. 
Trauern, Klagen, Leben können, 233 S., geb., 
24,80DM. 
Jorgos Canacakis ist Psychologe und Psycho­

therapeut, hat auch Musik studiert und war in 
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vielen Bereichen tätig. Er leitet die „Trauersemi­
nare Essen". In diesem Buch erzählt er von Trauer­
riten seiner Heimat; er gibt Einblick in die psycho­
logische Diskussion, beschreibt sehr persönliche 
Wege, stellt Trauerformen dar, berichtet von seinen 
Seminaren, hilft auch bei „Trauerverweigerung". 
Man liest selten ein so dichtes Buch. Canacakis 
schreibt fächerübergreifend. Der Leser wird per­
sönlich angesprochen; er wird nicht gezwungen, er 
wird begleitet. Nicht nur Trauernde sollten es 
lesen. Weil der Vf. nicht nur theologisch schreibt, 
spricht er gerade auch Theologinnen und Theolo­
gen an. 

- Liliane Juchli, ,,Bilder einer Depression". Leben 
mit den Kräften der Tiefe, 189 S. mit vielen Abb., 
geb., 29,80 DM; 

- Hans Jürgen Schultz, ,,Angst", 320 S., kt., 
29,80 DM. 

Liliane Juchli ist Ordensschwester und Schüle­
rin von Karlfried Graf Dürckheim; sie hat in Kran­
kenhäusern und Schulen gearbeitet. Die Vf. schil­
dert die verschiedenen Phasen einer Depression 
und gibt praktische Hinweise für den Umgang mit 
Ärzten, mit Medikamenten und mit sich selbst. Im 
Mittelpunkt des Buches stehen Bilder einer depres­
siven Frau. Das Buch erfordert die Anstrengung 
des Mitgehens; es zeigt Lichter der Hoffnung. 

,,Wo Macht ist, ist Angst. Angst macht Macht, 
und Macht macht Angst." Hans Jürgen Schultz läßt 
viele bekannte und unbekannte Zeitgenossen 
berichten: Heinrich Albertz, Margarete Mitscher­
lich-Nielsen, Verena Kast, Carola Stern, Dieter 
Senghaas, Walter Dirks, Joachim Scharfenberg 
u. a.; Schultz hat ein notwendiges Buch zusammen­
gestellt - über eine Grundbefindlichkeit des Men­
schen. 

- Ulrich Duchrow / Gerhard Liedke, ,,Schalom". 
Der Schöpfung Befreiung, den Menschen 
Gerechtigkeit, den Völkern Frieden. Eine bibli­
sche Arbeitshilfe für den konziliaren Prozeß, 
251 S., kt., 16,80 DM; 

- Harald Steffahn, ,,Menschlichkeit beginnt beim 
Tier''. Gefährten und Opfer, 198 S., kt., 24,80 DM. 
Schalom: das ist Gabe und Aufgabe. In dem 

Arbeitsbuch von Duchrow und Liedke finden wir 
drei wichtige Teile: I. ,,Kirche im Kontext von 
zerstörter Schöpfung, Ungerechtigkeit und Frie­
den"; II. ,,Biblische Perspektiven"; III. ,,Kirche der 
Schöpfungsbefreiung, der Gerechtigkeit und des 
Friedens werden". Wichtig sind im Anhang die 
„Beispiele für den Schalomprozeß". In der Mitte 
stehen die biblischen Aussagen. 

In unserem Jahrhundert hat der fast vergessene 
katholische Theologe Joseph Bernhart über das 
Verhältnis des Menschen zum Tier geschrieben. 
Steffahn ist Journalist, läßt aber die theologischen 
Fragen nicht aus. Ist das Tier Schöpfungspartner 
oder Ausbeutungsobjekt? Der Vf. erörtert die Fra­
gen in drei Teilen: I. ,,Schauplätze" (,,Tiermaschi­
nen", ,,Der Hund aus dem Heim", ,,Sterben für die 
Wissenschaft"), II. ,,Wege durch die Geschichte" 
(,,Die Bibel- wessen Parteigänger?", ,,Bruder Tier", 

„Der Philosoph im Urwald"), III. ,,Die Ethik des 
Zwanges" (,,Die Kirche erwacht", ,,Signale aus der 
Naturwissenschaft", ,,Der Kampf um das Tier­
schutzgesetz"). Das Buch ist im Religionsunter­
richt gut zu benutzen. K.-F.W. 

„Die Welt der Bibel", Nachschlagewerk zur 
Bibel und Informationen in Wort und Bild. Brock­
haus Verlag, Wuppertal, 1988, 48,- DM. 

Um es vorweg zu sagen: das ideale Geschenk zur 
Konfirmation und zu Festtagen treuer Bibelleser. 
Umfassend und anschaulich werden alle Gebiete 
behandelt, über die sich der Bibelleser genauer 
informieren möchte, wie z. B. Landschaftskunde, 
einschl. Tier- und Pflanzenwelt, Geschichte von 
der Archäologie bis zum Neuen Testament, Erklä­
rung bibl. Begriffe z. B. Rechtfertigung und Erlö­
sung, Auflistung bibl. Orts- und Personennamen, 
leider ohne Übersetzung, und eine kurze Darstel­
lung der in der Bibel erwähnten Völker. Bei hof­
fentlich zu erwartenden späteren Auflagen wäre 
der Bilderteil zu überprüfen. Manche, wie z. B. 
solche von Bibellesern, könnten fortfallen, um 
andere zu vergrößern und aussagefähiger zu 
machen, wie z. B. die vom Stein von Rosette und 
einige alter Handschriften. Verständlich, aber 
bedauerlich ist, daß man sich oft mit einer minde­
ren Farbqualität der Bilder begnügen mußte. Sehr 
interessant sind die zahlreichen Landkarten, z. T. 
im laufenden Text eingeordnet, z. T. in einem Son­
derteil zusammengefaßt. Sie geben die Möglichkeit 
zu vielen Einzeichnungen historischer Vorgänge, 
um so bedauerlicher ist, daß auf die Einzeichnung 
des Straßen- und Verkehrsnetzes der jeweiligen 
Zeit verzichtet wurde. G. B. 
Fritz Pawelzik, ,,Emscherperlen", Brockhaus 
Taschenbuch Nr. 819, 192 S., 9,95 DM. 

Fritz Pawelzik, ,,Die fröhliche Blechkirche", 
Brockhaus Taschenbuch Nr. 814, 157 S., 9,95 DM. 

In zwei Taschenbüchern meldet sich der unge­
wöhnliche Erzähler wieder zu Wort. Die Blechkir­
che ist ein hinreißendes Buch. Mit ihm kann man 
ein verregnetes Zeltlager ebenso retten wie eine 
abgemüdete Frauenhilfsstunde. Bei manchen 
Berichten muß man laut auflachen, bei anderen 
muß man sich zusammennehmen, daß einem nicht 
die Tränen in die Augen springen und dann gibt es 
sogar solche, bei denen es einem kalt den Rücken 
herunter läuft, wie z. B. bei der Begegnung am 
hellichten Tage mit dem schon lange Verstorbenen 
oder mit der realen Macht des Bösen, mit der 
Zauberpriester einen jungen Menschen töten kön­
nen oder mit den verhältnismäßig harmlosen Pol­
tergeistern, die den Verfasser aus seinem Neubau 
vertreiben wollen, weil er in der Nähe des Begräb­
nisplatzes der Zauberer errichtet wurde. Die Wirk­
lichkeit wird nicht verharmlost, etwa die Gefähr­
dungen für die Christen im revolutionsgeschüttel­
ten Ghana, wobei der afrikanische Pastor in der 
Seelsorge sein Leben riskiert und froh sein muß, 
daß er mit Prügel und Gefängnis davonkommt, 
aber sie tritt in das helle Licht eines fröhlichen und 
tätigen Glaubens eine Gemeinde, die sich aus alten 
Benzinfässern eine Kirche gebaut hat und die dem 
Herrn Jesus mehr zutraut als ein normaler Kirchen-
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christ in Europa. Man kann verstehen, daß der 
Verfasser an die harten Jahre seiner dortigen 
Dienstzeit als CVJM-Sekretär mit Wehmut zurück­
denkt. 

Die Geschichten von der Emscher lassen den 
Leser in die Atmosphäre des Ruhrpotts einfahren, 
wie sie nur jemand schildern kann, der dort in einer 
Bergmannsfamilie aufgewachsen ist. Harte Arbeit 
und große Herzen kommen dort ebenso zu ihrem 
Recht, wie eine scheue, verborgene Frömmigkeit 
und „Steinpilskuren", mit denen sich Kumpel in 
ständiger Todesgefahr und dem qualvollen Staub­
lungentod zu trösten suchen. Zupackende Verläß­
lichkeit in notvoller Lebensbewältigung und bitte-

res Elend finden ihr Zeugnis ebenso wie ein helfen­
des Gemeinschaftschristentum fast jenseits der 
Landeskirche mit ihrem kraftvollen Licht und 
nicht zu übersehenden Flecken. Den Bericht des 
Jungen, der das Sterben seines Großvaters bei 
einem Bombenangriff auf freiem Feld erlebt wird 
man ebensowenig vergessen, wie das Leben des 
Jungscharleiters und Ritterkreuzträger Ottek, der 
der Schalker Jungenbande den Herrn Jesus nahe­
bringt. 

Man kann nur hoffen, daß der Verlag auch die 
früheren Afrika-Erlebnisse und die Lebensbe­
schreibung des Verfassers in Taschenbüchern zur 
Verfügung stellt. G. B. 
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